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mit der aktuellen Steuerschätzung als 
Grundlage der Haushaltsplanungen von 
Bund, Ländern und Kommunen haben 
wir es schwarz auf weiß: Spielraum für 
Entlastung ist da! Aus Sicht der Mittel-
stands- und Wirtschaftsvereinigung der 
CDU wären Steuersenkungen jetzt mehr 
als angebracht. Während der Fiskus von 
Steuerrekord zu Steuerrekord jagt, war 
die Belastung für die Mittelschicht noch 
nie so groß wie heute. Es kann nicht sein, 
dass Bund, Länder und Kommunen auf 
dem Rücken der Bürger Rekordsteuerein-
nahmen einfahren. Wir finden: Jetzt ist es 
an der Zeit, dass der Staat den Bürgern 
etwas von ihrem hart erarbeiteten Lohn 
zurückgibt. 

Wie dies ganz konkret aussehen könnte, 
hat die CDU auf Antrag der MIT beim 
vergangenen Parteitag bereits darge-
legt: Ein Drittel der Mehreinnahmen 
muss zurück an die Steuerzahler fließen 
und je ein Drittel soll für Investitionen 
und Schuldenabbau eingesetzt werden. 
Wenn nicht jetzt in Zeiten sprudelnder 
Steuereinnahmen – wann dann?

Die MIT hat gemeinsam mit Finanzwis-
senschaftlern ein Steuerkonzept erar-
beitet, das in drei Stufen Entlastungen 
bringt. Zunächst soll der Werbungskos-
tenpauschbetrag verdoppelt und damit 
zwei Drittel der steuerzahlenden Arbeit-
nehmer von Einzelnachweisen entlas-
tet werden. In einer zweiten Stufe soll 
der Steuertarif für untere und mittlere 
Einkommen abgeflacht werden und der 
Spitzensteuersatz erst bei höheren Ein-
kommen greifen. In der dritten Stufe gilt 
es, den steuerlichen Grundfreibetrag für 
Kinder auf das Niveau von Erwachsenen 

anzuheben und parallel dazu das Kin-
dergeld deutlich zu erhöhen. Das Entlas-
tungsvolumen des MIT-Konzepts würde 
sich dann auf insgesamt gut 30 Milliarden 
Euro belaufen.

Ein weiteres großes Thema in den nächs-
ten Jahren wird die Digitalisierung für uns 
im Mittelstand sein. Einmal abgesehen 
von allen Chancen und Risiken, die in ihr 
liegen, steht eines bereits jetzt außer Fra-
ge: Es werden große Veränderungen auf 
uns alle zukommen. 

Um herauszufinden, wo wir im Mittel-
stand bei diesem Zukunftsthema ste-
hen und welche Anforderungen wir hier 
haben, wird der Arbeitskreis Digitalisie-
rung der MIT Baden-Württemberg in den 
nächsten Monaten eine eigene Umfrage 
durchführen und auf deren Basis einen 
Digitalisierungsindex erstellen. Mehr 
dazu erfahren Sie in einem der nächsten 
Hefte – bleiben Sie neugierig …

Ihr

Oliver Zander

Liebe Leserinnen und Leser, 

Oliver Zander, Stellvertretender Landesvorsitzen-
der MIT

Vorwort
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Kraft für Veränderung

„Deutschland 2025“

Deutschland hat die Kraft für Veränderungen. Das haben 
wir in den letzten Jahren eindeutig unter Beweis gestellt. 
Noch vor 15 Jahren hatten wir fünf Millionen Arbeitslose in 
Deutschland. Viele junge Menschen waren ohne Lehrstellen 
und es klafften große Löcher in der Sozialversicherung. Heu-
te geht es den Deutschen so gut wie lange nicht. Die Wirt-
schaft boomt, Löhne und Renten steigen, neue Jobs wurden 
geschaffen und wir verzeichnen seit Jahren Rekordsummen in 
den Steuereinnahmen. Deutschland hat seit drei Jahren keine 
Schulden mehr gemacht und konnte sogar Schulden tilgen. 
Das ist weltweit ziemlich einmalig. 
Natürlich hat dieser Erfolg auch mit Politik zu tun. Die Refor-
men im Zuge der Agenda 2010, die schrittweise Einführung 
der Rente mit 67 und die klugen Weichenstellungen im Zuge 
der Finanzkrise haben wesentlich dazu beigetragen, dass wir 
heute so gut dastehen. Diesen Weg wollen wir weitergehen, 
damit wir auch in zehn Jahren noch erfolgreich sind. Dazu 
gehört: Steuern senken, statt neue einzuführen. Schulden til-
gen, statt neue zu machen. Mehr Menschen in Jobs bringen 
und ihnen neue Perspektiven verschaffen, statt Arbeitslosig-
keit länger zu finanzieren. 
Anders als noch vor fünfzehn Jahren ist die Linke in Deutsch-
land meilenweit von einer gesellschaftlichen Mehrheit ent-
fernt. SPD, Bündnis 90/Die Grünen und Linkspartei kamen 
bei der letzten Bundestagswahl im September 2013 zusam-
men gerade mal auf die Stärke von CDU/CSU. Bei den letzten 
Landtagswahlen sind rot-grüne Gängel-Regierungen reihen-
weise abgewählt worden, zuletzt in Schleswig-Holstein und 
NRW. Bürgerliche Mehrheiten als Alternative zur Dauer-Gro-
Ko auf allen Ebenen sind wieder möglich.

Jens Spahn MdB

Schwerpunkt
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Während andere auch in diesem Jahr wieder ihre Wunden 
aus der Vergangenheit lecken, schauen wir nach vorne: 
2017 geht es nicht mehr um die Agenda 2010, sondern um 
Deutschland 2025. 

Deutsche Industrie muss modernisiert werden
Die Aufgaben liegen auf dem Tisch. In energieintensiven Bran-
chen wie der Aluminium- oder der chemischen Industrie erle-
ben wir eine fortschreitende Abwanderung aus Deutschland. 
Investitionen werden vermehrt im Ausland getätigt und nicht 
mehr hier bei uns. Dasselbe gilt in Sachen IT-Technik. Hier darf 
Deutschland ebenfalls nicht den Anschluss verpassen. 
Deutschland 2025 bedeutet deshalb auch die Modernisie-
rung unserer Industrie. Unser Wohlstand und unsere soziale 
Sicherheit hängen davon ab, dass Deutschland weiterhin ein 
führendes Industrieland in Europa bleibt. Investitionen in 
Deutschland müssen sich lohnen. Dafür brauchen wir neben 
modernen Gewerbegebieten auch eine einwandfreie Infra-
struktur mit intakten Straßen, guten Verkehrsanbindungen 
und Breitbandanschlüssen, vor allem in der Fläche. Denn die 
vielen kleinen und mittelständischen Betriebe sind das Rück-
grat unseres Erfolges. Unser Silicon Valley liegt im Sauerland, 
auf der Schwäbischen Alb und in Oberbayern. 

Wie wir dem Fachkräftemangel entgegenwirken können
Darüber hinaus ist die Frage zentral, wie unsere Unterneh-
men ausreichend qualifizierten Nachwuchs finden. Bereits 
heute leiden einige Branchen unter dem Mangel an Fachkräf-
ten. Diese fallen nicht einfach vom Himmel. Insbesondere 
viele EU-Ausländer haben in den vergangenen Jahren hier bei 
uns Arbeit gefunden. Diesen Weg müssen wir weitergehen 
und ein modernes Einwanderungsgesetz verabschieden, das 
es nach klaren Kriterien auch Menschen aus anderen Teilen 
der Welt ermöglicht, bei uns zu arbeiten. Deutschland ist 
nach den USA seit mehreren Jahren das beliebteste Einwan-
derungsland weltweit. Dem müssen wir mit einer modernen 
Zuwanderungspolitik Rechnung tragen. Und: wir müssen un-
sere eigenen Potenziale besser nutzen. Die Rente mit 63 war 
eine doppelte Rolle rückwärts: Für die Beitragszahler bringt 
sie hohe Kosten mit sich und gleichzeitig sind es hauptsäch-

lich gut ausgebildete Fachkräfte, die viel zu früh aus dem Er-
werbsleben ausscheiden. Der berühmte Dachdecker hat gar 
nichts davon. Deshalb ist die Flexi-Rente ein so wichtiges An-
gebot an ältere Arbeitnehmer, die länger arbeiten wollen. Sie 
ist auch und vor allem ein großer Erfolg der MIT und ihrem 
Vorsitzenden Carsten Linnemann. Daran müssen wir in den 
nächsten Jahren anknüpfen. 
Schon in wenigen Jahren wird die Zahl der Menschen im er-
werbsfähigen Alter in Deutschland von knapp 50 Millionen 
auf rund 42 bis 43 Millionen sinken. Deshalb müssen wir uns 
in Zukunft noch intensiver um die Ausbildung junger Men-
schen bemühen. Es kann nicht sein, dass in Deutschland jedes 
Jahr rund 45.000 junge Menschen ohne Abschluss die Schule 
verlassen. Diese Zahl ist ein deutliches Zeichen dafür, dass 
wir in der Schulpolitik umdenken müssen. Der Mensch fängt 
nicht erst beim Abitur an. Die Ausbildung in kleinen oder mit-
telständischen Unternehmen muss auch in der öffentlichen 
Wahrnehmung wieder das werden, was sie ist: ein weltweiter 
Exportschlager. Handwerk und Mittelstand sind zwei wichti-
ge Grundpfeiler der deutschen Wirtschaft und müssen in den 
Augen junger Menschen wieder attraktiver gemacht werden. 
Schon bald wird ein Handwerker mehr verdienen als ein Arzt, 
einfach weil es zu wenige gibt. 

Das Wort „Umverteilung“ ist kein Zauberwort
Wir erleben es immer wieder: Soziale Gerechtigkeit sei das 
Zauberwort, immer mehr Umverteilung die Lösung für Pro-
bleme, die erst dadurch geschaffen werden, dass vermeintli-
che Gerechtigkeitslücken geschlossen werden. Ich frage mich 
zunehmend, wie viel verlorene Wahlen es braucht, bis auch 
die Sozialdemokraten sehen, dass das nicht die wichtigste 
Herausforderung im Deutschland des Jahres 2017 ist. Gerade 
wurden mit rot-grün in NRW Gängelung und Bevormundung 
krachend abgewählt. Umverteilung per se hilft den Menschen 
nicht dabei, sich selbst zu helfen. 
Chancengleichheit heißt, dafür zu sorgen, dass Menschen 
schnell wieder in Arbeit kommen, dass Mütter und Väter die 
freie Wahl haben, ob sie schnell zurück in den Beruf oder mit 
den Kindern zuhause bleiben möchten. Beides ist in Ordnung. 
Angesichts manch öffentlicher Debatte entsteht der Eindruck, 

Schwerpunkt
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Aus den Kreisen & Bezirken

Margarete Reiser

Insolvenz-Kampf – Basel III – Zinsdelta

Ein Blick ins „echte Leben“ 
anhand dreier Beispiele
1. Insolvenzkampf
Vor kurzem hat mich ein Mittelständler 
um meine Hilfe gebeten, weil er mit sei-
ner Bank große Schwierigkeiten hatte.
Dieser MIT-ler hatte einen Gartenbaube-
trieb, stürzte unglücklich vom LKW, zog 
sich Knochenbrüche zu und während des 
achtwöchigen Krankenhausaufenthaltes 
zwei Herzinfarkte. Sein Sohn wollte den 
Betrieb weiterführen. Er schaffte neue 
Geräte an. Während des Krankenhaus-
aufenthaltes hat die Bank jedoch dem 
Sohn „den Geldhahn zugedreht“ und das 
Finanzamt sowie die AOK Insolvenz sei-
nes Betriebes angemeldet. Inzwischen 
hat der Sohn die Arbeit niedergelegt und 
den elterlichen Betrieb verlassen.

Die Lebensversicherung, an der noch 
zwei Jahre fehlten bis sie zur Ausschüt-
tung gekommen wäre, wurde von der 
Bank verkauft. Nun will die Bank auch das 
Haus, welches auf die Frau geschrieben 
ist (keine Gütertrennung) versteigern.

Die Restschuld am Haus beträgt 
125.000,00 EUR. Das Haus ist ca. 
150.000,00 EUR wert, wobei die Bank ein 
Gutachten über 450.000,00 EUR erstellt 
hatte. Die Bank ließ anschließend nichts 
mehr von sich hören, aber von damals bis 
heute ca. drei Jahre Zinsen auf das Haus 
aufgeschlagen, so dass der Betrag aktuell 
bei 250.000,00 EUR steht.

Also bin ich als SOS-Unterstützerin mit 
dem MIT-ler zur Hauptstelle seiner Bank 
gegangen, mit der er seit 40 Jahren in Ge-
schäftsbeziehung stand. Das Gespräch 
verlief äußerst kalt und arrogant. Die 
Aussage des Bankers: „In Deutschland ist 

noch niemand verhungert“ klingt 
mir heute noch in den Ohren. 

Wir schlugen der Bank einen 
Vergleich über 90.000,00 EUR 

vor, der ohne große Überlegung 
ausgeschlagen wurde. Eine trauri-

ge, aber wahr Geschichte.

2. Basel lll
Jüngst hatte der MIT Kreisverband Ra-

vensburg eine Podiumsdiskussion in 

einer Bank in Wangen im Allgäu. Hier 
fragte ich den Direktor der Bank, was im 
Rahmen von Basel III auf den Mittelstand 
zukommt. Antwort: ca. 500 Millionen. 
Ich denke, wir sollten uns hier mehr ein-
mischen und die Banken samt unserer 
Politiker zur Rede stellen. 

3. Überziehungszins grenzt  
an Sittenwidrigkeit
Gestern bekam ich schwarz auf weiß, 
dass eine Bank 17,5 % (!!) bei Überzie-
hung des Kontos erhebt. Wie bitte soll 
sich noch jemand bei diesen Konditio-
nen selbständig machen können und der 
Eigenkapitaldecke von 30 % oder einen 
Betrieb übernehmen? Wir Unternehmer 
waren früher einmal Kunden bei der Bank 
– auf gleicher Augenhöhe. Heute sind wir 
Bittsteller. Die verkaufen unsere Kredite 
und wir bezahlen die Zeche doppelt.
 Margarete Reiser, SOS Mittelständler in Not e.V.

 margarete.reiser@mit-wueho.de,  

 www.mit-wueho.de  ■
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dass die gleichgeschlechtliche Partnerschaft mehr akzeptiert 
wird als die Mutter, die ihre Kinder zu Hause erzieht. Diese 
Polarisierung und Familienpolitik durch die ideologische Bril-
le tut Deutschland sicher nicht gut. 
Chancengerechtigkeit heißt auch, dass die Menschen mit ihrem 
hart erarbeiteten Geld besser umgehen können als der Staat. 
Deshalb müssen wir vor allem die Mittelschicht steuerlich ent-
lasten. Der Spitzensteuersatz wird in Deutschland früh fällig. 
Mit ihren Überstunden und Schichtzulagen kommen schon 
Facharbeiter oder Krankenschwestern in den Bereich des Spit-
zensteuersatzes. Das müssen wir ändern. Wenn wir dann noch 
bis 2020 den Soli abschaffen können und weiterhin Schulden 
tilgen, anstatt neue zu machen, dann wäre das eine gute Grund-
lage, um zukünftige Steuersenkungen in die Tat umzusetzen.

Die Zukunft in Schwarz-Gelb?
Lassen Sie uns gemeinsam dafür kämpfen, dass wir nach der 
Bundestagswahl eine Regierung jenseits der großen Koalition 
bilden können. Denn was wir in den letzten Jahren gesehen ha-
ben: Große Koalitionen schaden dem politischen Diskurs, selten 
stehen sie für große Ideen, die das Land voranbringen. Sie ver-
walten eher als dass sie gestalten. Deutschland kann mehr. 

Jens Spahn MdB, jens.spahn.ma02@bundestag.de, www.jens-spahn.de  

www.meva.de

Ein weltweit bekanntes 
Symbol für Präzision und 
Qualität „vom Schwarzwald 
in die ganze Welt“ – so auch 
die Qualitätsmarke MEVA 
aus Haiterbach. 
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Christian Freiherr von Stetten MdB

Für eine bürgerliche Mehrheit 
bei der Bundestagswahl!

Die Legislaturperiode neigt sich dem 
Ende. Der Deutsche Bundestag kommt 
vor der Sommerpause noch zu drei regu-
lären Sitzungswochen zusammen. Dann 
beginnt die heiße Phase des Wahlkampfs. 
Die drei Landtagswahlen im Saarland, 
in Schleswig-Holstein und vor allem in 
Nordrhein Westfalen haben gezeigt, dass 
die Union Wahlen gewinnen kann, wenn 
sie eine realistische Wirtschaftspolitik 
anstrebt und Fehler in der Flüchtlings-
politik zugibt. Wir haben zwei SPD-Mi-
nisterpräsidenten abgelöst und den 
Schulzzug auf das Abstellgleis geschickt. 
Das gibt Mut und Zuversicht für die Bun-
destagswahlen im September. Es gibt die 
Chance auf eine bürgerliche Mehrheit 
mit Union und Liberalen – eine Mehrheit 
für Wachstum, Innovation, Freiheit und 
Sicherheit. Das wäre gut für unser Land, 
für die Unternehmen und Bürgerinnen 
und Bürger.
Allerdings ist es bis dahin noch ein langer 
Weg. In vier Monaten kann viel passie-
ren. Wir müssen Kurshalten. Gerade im 
Hinblick auf die innere Sicherheit und 
den Zuzug von Flüchtlingen hat die Uni-
on gegen zum Teil heftigen Widerstand 
von SPD und Grünen im letzten Jahr viele 
gute Maßnahmen auf den Weg gebracht. 
Hier dürfen wir nicht nachlassen und 
müssen auch im Hinblick auf das Wahl-

programm eine klare Sprache sprechen. 
Nur so kann die Union verloren gegange-
nes Vertrauen zurück gewinnen und ihr 
Potential bei der Bundestagswahl aus-
schöpfen.
Die große Koalition hat der Wirtschaft in 
den letzten vier Jahren einiges zugemu-
tet: einen bürokratischen Mindestlohn, 
die Rente mit 63, Frauenquote, Miet-
preisbremse, Verschärfungen bei der 
Zeitarbeit und bei Werkverträgen. Und 
zum Abschluss ein Entgelttransparenz-
gesetz, das keiner einzigen Frau zu einem 
besseren Lohn verhelfen wird, aber Bü-
rokratie und Unfrieden in die Betriebe 
treibt. Alle diese Maßnahmen kommen 
aus SPD-geführten Ministerien. Die zu-
ständigen Ministerinnen und Minister 
Andrea Nahles, Manuela Schwesig und 
Heiko Maas stehen für linke Ideologie 
ohne jegliches Verständnis für die Wirt-
schaft und die Grundsätze der sozialen 
Marktwirtschaft. Da alle diese Maßnah-
men im Koalitionsvertrag vereinbart 
waren, mussten wir uns dabei darauf 
beschränken, das Schlimmste zu verhin-
dern. Denn auch wenn es wehgetan hat, 
die CDU/CSU Bundestagsfraktion ist an 
die Vereinbarung des Koalitionsvertrages 
gebunden. 
Aber wir konnten auch positiv Dinge 
gestalten – für die Wirtschaft und ins-

besondere den Mittelstand. Wir haben 
die Erbschaftsteuer nach dem Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts gegen 
größte Widerstände neu geregelt und 
auch zukünftig muss kein Unternehmen 
wegen der Erbschaftsteuer schließen, 
verkauft werden oder seinen Sitz ins Aus-
land verlegen. Für junge Unternehmen 
in der Wachstumsphase konnten wir die 
Rahmenbedingungen durch Änderun-
gen bei den Verlustvorträgen deutlich 
verbessern. Wir haben das Insolvenzan-
fechtungsrecht zugunsten des Mittel-
standes verändert und Rechtssicherheit 
zurückgebracht. Durch Änderungen im 
Mängelgewährleistungsrecht bleiben 
Handwerker künftig nicht mehr auf den 
Ein- und Ausbaukosten sitzen, wenn sie 
mangelhafte Ware verbaut haben. Mit 
der Flexi-Rente haben wir den Einstieg 
geschafft, damit Arbeitnehmer auch 
nach Erreichen des Renteneintrittsalters 
noch weiter arbeiten können. Gerade in 

Christian von Stetten MdB
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Zeiten des Fachkräftemangels ist dies 
ein wichtiges Signal.
Zu guter Letzt ist es uns gelungen, ein 
Vorhaben durchzusetzen, für das der 
PKM und die MIT schon Jahre kämp-
fen: die Anhebung der Grenzwerte für 
die Sofortabschreibung geringwertiger 
Wirtschaftsgüter von 410 auf 800 Euro. 
Das reduziert nicht nur Bürokratie son-
dern schafft auch Liquidität für Investi-
tionen. Über 50 Jahre war dieser Gren-
zwert unverändert. Das ist ein großer 
Erfolg, der gerade den vielen kleinen 
Betrieben im Handwerk helfen kann.
Unserem Land und den Unternehmen 
geht es in den allermeisten Fällen gut. Die 
Wirtschaft wächst, Unternehmen suchen 
händeringend Mitarbeiter, die Arbeitslo-
senquote ist so gering wie nie. Dennoch 
dürfen wir uns von diesen positiven Da-
ten nicht täuschen und verführen lassen: 
Wir müssen in der nächsten Legislaturpe-
riode schnell die Weichen dafür stellen, 
dass sich diese positiven wirtschaftlichen 
Entwicklungen fortsetzen.
Wachstum und Innovation sollen daher 
neben der inneren Sicherheit Schwer-

punkte unseres Regierungsprogramms 
sein. Der PKM spricht sich daher gegen 
jegliche Steuererhöhungen und neue 
Schulden aus. Darüber hinaus wollen 
wir Steuern senken, etwa durch die Be-
seitigung des sog. Mittelstandsbauchs 
und die Anhebung der Einkommens-
grenze, ab der der Spitzensteuersatz 
greift. Den Solidaritätszuschlag wollen 
wir abschmelzen. Die sog. Vollverzins-
ung für Steuerschulden soll den realen 
Marktwerten angenähert werden und 
von 6 auf 3 Prozent jährlich halbiert 
werden. Wir möchten eine steuerliche 
Forschungsförderung mit Mittelstands-
komponente einführen, um Innovatio-
nen zu unterstützen. Innovative Star-
tups sollen drei Jahre nach Gründung 
von Steuern, Abgaben und bürokrati-
schen Pflichten aus dem Arbeitsrecht 
befreit werden. Die Digitalisierung im 
Mittelstand wollen wir noch stärker för-
dern. Der Bürokratieabbau muss deut-
lich verstärkt werden, etwa indem jede 
zusätzliche Belastung doppelt kompen-
siert werden muss („one-in, two-out“). 
Die Förderung von Neuanlagen nach 

dem EEG wollen wir beenden und die 
Abschreibungsmöglichkeiten insbeson-
dere bei Neubauten verbessern. Die 
Lohnzusatzkosten dürfen nicht höher 
steigen als 40 Prozent. Das Arbeitszeit-
gesetz wollen wir flexibilisieren, indem 
wir von einer täglichen auf eine wö-
chentliche Höchstarbeitszeit wechseln. 
Das Renteneintrittsalter wollen wir an 
die steigende Lebenserwartung kop-
peln.
Wenn es nach der SPD geht – das zeigt 
der Entwurf des SPD-Wahlprogramms 
– wird die Wirtschaft weiter geknebelt 
und Geld in Sozialtransfers gesteckt: 
Verlängerung der Bezugsdauer des 
Arbeitslosengelds I auf bis zu vier Jah-
re, Abschaffung der sachgrundlosen 
Befristung, Erhöhung der Erbschaft-
steuer, Abschaffung der privaten Kran-
kenversicherung und Einführung einer 
Bürgerversicherung mit paritätischen 
Krankenkassenbeiträgen, Absenkung 
des Schwellenwerts für die paritätische 
Mitbestimmung auf 1.000 Beschäftig-
te – um nur ein paar Maßnahmen zu 
nennen, mit denen ein Bundeskanzler 
Schulz uns beglücken würde. Eins wäre 
damit klar: die guten Zeiten für die Wirt-
schaft, für Bürgerinnen und Bürger und 
für Deutschland insgesamt wären vor-
bei. Das müssen wir verhindern.

Christian von Stetten MdB,  

christian.stetten@bundestag.de,  

www.christian-stetten.de  

Schwerpunkt
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MdB Ingo Wellenreuther setzt im Wahlkampf Schwerpunkt auf 
Innere Sicherheit

Der Staat muss seine Bürger 
und Unternehmen bestmög-
lich schützen

Nicht nur die terroristische Bedro-
hung, sondern auch der Anstieg von 
Gewaltdelikten und die hohe Zahl 
von Einbrüchen sorgen dafür, dass das 
Thema Innere Sicherheit derzeit eines 
der beherrschenden Themen in der 
Bevölkerung ist und wohl auch noch 
lange bleiben wird. 

Innere Sicherheit als Schwerpunkt 
im Bundestagswahlprogramm
Antworten auf die Frage, wie der Staat 
seine Bürger bestmöglich schützen 
kann, werden daher im Mittelpunkt 
des Bundestagswahlprogramms von 
CDU/CSU stehen. Zahlen und Fakten 
zeigen klar, dass es einen wesentli-
chen Unterschied macht, wer regiert. 
Niemand steht für die Durchsetzung 
von Recht und Ordnung so klar wie 
die Union. Die CDU ist die Partei der 
Inneren Sicherheit.
Wir wollen, dass alle Menschen in 
unserem Land frei und sicher leben 
und arbeiten können. Das Gewaltmo-
nopol liegt beim Staat. Deshalb ist er 
verpflichtet, die Bürger bestmöglich 
zu schützen. Dafür statten wir ihn 
mit allen notwendigen Befugnissen 
aus, um gegen Kriminelle, Terroris-

ten und Extremisten vorzugehen. Die 
CDU-geführte Bundesregierung hat 
dazu die Bundespolizei, das Bunde-
skriminalamt und den Verfassungs-
schutz mit mehr Personal, besserer 
Ausstattung und allen notwendigen 
rechtlichen Möglichkeiten gestärkt. 
Wir haben die SPD dazu gebracht, 
endlich der Vorratsdatenspeicherung 
zuzustimmen und mit zwei Asylpake-
ten, dem Gesetz zur besseren Durch-
setzung der Ausreisepflicht und dem 
Integrationsgesetz für schärfere Ge-
setze gesorgt. Zudem unterstützen 
wir die Bundesländer, damit auch die 
Polizei vor Ort die Bürgerinnen und 
Bürger effektiv schützen kann.

Sicherheit in Gewerbegebieten 
erhöhen
Um die hohe Zahl der Einbrüche deut-
lich zu verringern, gehen wir mehrere 
Wege: von der Abschreckung über 
mehr Mittel zur Aufklärung bis zur 
Unterstützung privater Vorsorge. 
Im Bereich des Wohnungseinbruchs 
setzen wir härtere Strafen durch, um 
Einbrecher stärker abzuschrecken: Die 
Mindeststrafe liegt künftig bei einem 
Jahr Haft. Die Staatsanwaltschaften 

Schwerpunkt
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müssen Anklage erheben. Sie dürfen 
Verfahren nicht mehr wegen Geringfü-
gigkeit einstellen. 
Aber nicht nur gegen Einbrüche dauer-
haft genutzter Privatwohnungen müs-
sen wir vorgehen, sondern auch die 
Sicherheit in Gewerbegebieten erhö-
hen. In autobahnnahen Industrie- und 
Gewerbegebieten mehren sich die Mel-
dungen über Einbruchdiebstähle und 
sogar bewaffnete Raubüberfälle bei 
helllichtem Tag haben schon stattge-
funden. 
Um dagegen wirksam vorzugehen, 
muss die Polizeipräsenz erhöht werden. 
Darüber hinaus geben wir der Polizei 
zusätzliche Möglichkeiten. Sie darf zur 
Fahndung nach Einbrechern künftig 
auch Handy-Rufnummern auswerten. 
So können Einbrecher leichter gefasst, 
Täter zur Rechenschaft gezogen und 
künftige Taten verhindert werden.

Besserer Schutz vor Cyber-Attacken
Die voranschreitende Digitalisierung 
und Vernetzung bietet große Chancen 

für Staat, Wirtschaft und Gesellschaft, 
macht uns jedoch auch angreifbarer. 
IT-Ausfälle können die innere Sicherheit 
Deutschlands erheblich beeinträchti-
gen und Unternehmen massiv schädi-
gen. Einer Schätzung zufolge liegt der 
jährliche Schaden durch Cyberspionage 
und Cybersabotage für die deutsche 
Wirtschaft bei rund 50 Milliarden Euro. 
Die CDU-geführte Bundesregierung 
hat das Thema IT-Sicherheit zur Chef-
sache erklärt. Wenn beispielsweise 
Anbieter der Grundversorgung ange-
griffen werden, bedarf es schneller und 
effektiver Hilfe. Das Bundesamt für 
Sicherheit in der Informationstechnik 
(BSI) unterstützt angegriffene Betrie-
be und Behörden bei der Abwehr von 
Cyber-Angriffen vor Ort und hat dazu 
eine 20-köpfige Cyber-Eingreiftruppe 
bekommen.
Im Nationalen Cyber-Abwehr-Zentrum 
wird das Vorgehen gegen Cyber-Krimi-
nelle abgestimmt, denn gemeinsames 
Wissen sorgt für bessere Erfolge gegen 
Hacker und Kriminelle im Internet. Be-

teiligt sind hierbei das BSI, der Verfas-
sungsschutz, die Katastrophenhilfe, das 
Bundeskriminalamt, die Bundespolizei, 
der Zoll, der Bundesnachrichtendienst 
und die Bundeswehr.

Viel erreicht, aber noch viel zu tun
Wir haben in dieser Legislaturperio-
de viel für die Stärkung der Inneren 
Sicherheit erreicht, aber es gibt noch 
viel zu tun. Unsere Erfolge müssen wir 
im bevorstehenden Wahlkampf selbst-
bewusst vertreten – das Vertrauen der 
Wähler gewinnen wir aber nur dann, 
wenn wir auch überzeugend für unsere 
Ziele eintreten. Wer angesichts der glo-
balisierten Welt in Deutschland politi-
sche Orientierung sucht, der muss sich 
bei uns, bei der CDU, sicher aufgehoben 
und verstanden fühlen. 

Ingo Wellenreuther MdB,  

ingo.wellenreuther.ma04@bundestag.de,  

www.ingo-wellenreuther.de  

Schwerpunkt

DAS NEUE TAGUNGS- UND SEMINARZENTRUM

SEMINARE | KONFERENZEN | MEETINGS | KICK OFF EVENTS
Distanz zur Großstadt und optimale Erreichbarkeit. 
Die Nähe zur Natur fördert die Konzentration. Fo-
kussieren Sie sich ganz auf Ihre Ziele, wir sorgen 
für die nötige Ausstattung, organisieren ideenrei-
che Events und ermöglichen Ihnen kreatives Wir-
ken unter idealen Bedingungen.

Unsere fünf Tagungsräume mit Tageslicht von 10 
Personen bis 1200 Personen. Technisch sind wir 
hervorragend ausgestattet. DSL WLAN ist in allen 
Seminarräumen gratis nutzbar. Modernste und zu-
verlässige Tagungstechnik, mehrere Beamer und 
Zusatztechnik erhalten Sie fachkompetent direkt 
von uns. 

Für die Wahl des richtigen Tagungsortes sind viele 
Faktoren entscheidend: Lage, Anbindung, Räum-

lichkeiten, Ambiente, Ausstattung, Qualität der 
Verpflegung, Service, Kommunikation, Beratung 
und nicht zuletzt der Preis.

Das Küffner Team weiß, worauf es ankommt und 
bietet eine individuelle Pauschale, die genau zu Ih-
ren Anforderungen passt – wenn Sie möchten auch 
mit Seminar begleitendem Event. 

Als Veranstalter von Firmen Events und Incentives 
bietet ihnen unser Eventeam eine breite Auswahl an.

Sehr zentral gelegen (3 km bis zur A6 (Ausfahrt 
Bretzfeld), ca. 8 km A81 (Ausfahrt Neuenstadt ) 

Ca. 20 km bis Heilbronn und 8 km bis Öhringen in 
einer ruhigen Umgebung, bietet der Küffner Hof 
den idealen Standort für Ihre Konferenz.

KÜFFNER HOF
Neudeck 20 • 74243 Langenbettach
Telefon: +49 7946-9160-0 • Fax: +49 7946/9160-12
info@kueffner-hof.dewww.kueffner-hof.de
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Unser Fundament

Wirtschaft 
und Werte

Es gibt viel zu tun. Wir können uns zwar 
über die prosperierende Wirtschaft und 
über den Beschäftigungsrekord ebenso 
freuen wie über sprudelnde Steuerein-
nahmen. Doch fürs Ausruhen gibt es 
keinen Anlass. Für eine gedeihliche Zu-
kunft braucht es eine Agenda mit einem 
stabilen Fundament. Ein Fundament aus 
liberal-konservativen Werten. Ein Fun-
dament aus soliden Staatsfinanzen. Ein 
Fundament mit einem starken Staat, der 
zwar einen Rahmen setzt, aber Freiheit 
statt Bürokratie garantiert. 

Anreize schaffen
Als finanzpolitischer Sprecher der 
CDU-Landtagsfraktion habe ich bei der 
Jahrestagung der haushalts- und finanz-
politischen Sprecher aller CDU-Frakti-
onen in Bund und Ländern im März die-
ses Jahres deutlich gemacht, dass solide 
Staatsfinanzen zusätzliche Spielräume 
für eine leistungsgerechte und familien-
fördernde Steuerpolitik schaffen. Das 
heißt für uns: Haushaltsdisziplin schafft 
gerade in Zeiten von steigenden Steu-
ereinnahmen auch Spielräume – unter 
anderem für die Abschaffung des Solida-
ritätszuschlags. Und weil sich Leistung 
lohnen muss, gilt es, etwa den sogenann-
ten „Mittelstandsbauch“ abzuflachen 
und den Grundsteuersatz von 24 auf 20 
Prozent zu senken. Das beschert Anreize. 

Mehr tun für Familien
Wir müssen die derzeitigen Mehrein-
nahmen für die Haushaltskonsolidierung 
nutzen, in Zukunftsfelder investieren und 
Leistungsträger entlasten. Dazu gehört 
für mich, jeglicher Steuererhöhung eine 
klare Absage zu erteilen: Eine Vermö-
genssteuer ist mit uns nicht zu machen. 
Dagegen müssen wir mehr erreichen für 
Familien. Sie sind ein wichtiges Funda-
ment – und zwar für eine stabile und ge-
sunde Gesellschaft. Deshalb gilt es, den 
Kinderfreibetrag anzuheben. Deshalb 
gilt es, Familien den Erwerb von selbstge-

nutztem Wohneigentum zu erleichtern, 
etwa mit einem Baukindergeld.

Wohnungsbau fördern
Ohnehin: Als wohnungspolitischer Spre-
cher der CDU-Fraktion weiß ich um die 
Probleme (nicht nur) in Ballungsräu-
men, bezahlbaren Wohnraum zu finden. 
Und deshalb haben wir nach der Regie-

rungsübernahme schnell einen Paradig-
menwechsel eingeläutet. Wir sehen den 
Wohnungsbau als gesamtgesellschaft-
liche Aufgabe an – denn er ist ein wich-
tiger Beitrag zum Erhalt des sozialen 
Friedens. Und da wir mehr Wohnraum 
und weniger Baubürokratie benötigen, 
haben wir die erfolgreiche Wohnrau-
mallianz im Koalitionsvertrag vereinbart 

Tobias Wald MdL

Schwerpunkt
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und schnell eingesetzt. Als erstes haben 
wir die Plausibilitätsprüfung entbüro-
kratisiert und das Landeswohnraumpro-
gramm wesentlich vereinfacht. Künftig 
wird auch im ländlichen Raum der soziale 
Mietwohnungsbau gefördert. Wir haben 
Zuschussvarianten für Sozialwohnungen 
beschlossen. Wir haben die Fördermit-
tel für das Jahr 2017 auf 250 Millionen 
Euro kräftig aufgestockt. Und als nächs-
tes wird die Wohnraumallianz die Lan-
desbauordnung sowie das Verfahren zur 
Aufstellung der Bebauungspläne und Flä-
chennutzungspläne einer Prüfung unter-
ziehen. Und die CDU-Landtagsfraktion 
wird sich weiterhin für die Förderung des 
Wohnungsbaus über steuerliche Anreize 
einsetzen. Um es klar zu sagen: DAS ist 
Sozialpolitik, die tatsächlich ankommt. 

Bürokratie abbauen
Gerade der Wohnungsbau ist auch ein 
Beispiel für die Hemmnisse einer ausu-
fernden Bürokratie. Natürlich sind Vor-
gaben notwendig. Und natürlich kann 
und darf nicht jeder bauen, wie er will. 
Aber, ganz großes Aber: Der Wust an 
Vorschriften bis hin zu Fahrradabstell-
plätzen muss entschlackt werden. Auch 
daran arbeiten wir.

Bildung ist Zukunft
In Baden-Württemberg ist es uns auch 
gelungen, in den Schulen wieder mit Au-
genmaß und Kompetenz zu wirken. Die 
Verwirrung unter Grün-Rot hat ein Ende. 
Das ist umso wichtiger, weil der Fachkräf-
temangel längst Furchen hinterlässt. Gut 
ausgebildete junge Menschen sind die 
Zukunft. Eine Zukunft, die nicht auf dem 
Scheiterhaufen ideologischer Graben-

kämpfe geopfert werden darf. Wie ver-
heerend sich eine verfehlte Bildungspo-
litik auf die Zukunftsfähigkeit auswirkt, 
können wir alle in Nordrhein-Westfalen 
beobachten. Doch diesen Experimenten 
haben die Wähler im vergangenen Monat 
eine deutliche Absage erteilt. 

Innere Sicherheit stärken
Im Übrigen: Der Wahlsieg der CDU in 
NRW war auch ein klares Zeichen für 
mehr innere Sicherheit. Die Bürger wol-
len, dass Kriminalität konsequent be-
kämpft wird. Polizei und Justiz müssen 
personell und sachlich gut ausgestattet 
werden. Wertschätzung zählt dazu! Auch 
auf diesem Politikfeld hat die CDU in 
Baden-Württemberg für eine Wende ge-
sorgt. Und wir sind verlässlich: Wir halten 
Kurs.

Gestalten mit Herz und Verstand
Kurs halten – darum geht es auch bei der 
Bundestagswahl. Auch wenn wir nach 
den jüngsten Wahlerfolgen durchaus op-

timistisch auf den 24. September blicken 
können: Unser aller Einsatz ist angezeigt, 
damit es nicht zu einer Zeitenwende mit 
verheerenden Folgen kommt. Es geht um 
nichts weniger als die weitere Stärkung 
des Wirtschaftsstandorts. Es geht um 
nichts weniger als den Erhalt der guten 
Konjunktur. Es geht um nichts weniger 
als die Sicherung unserer freiheitlichen 
Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung. 
Es geht um nichts weniger als die Stär-
kung liberal-konservativer Werte in 
einer oft krisenhaften Welt, die vielen 
Menschen unsicher scheint. Stichwort 
Globalisierung. Stichwort Flüchtlinge. 
Stichwort Digitalisierung. Stichwort Bre-
xit. Es braucht eine ruhige Hand. Aber 
es braucht eben auch eine gestaltende 
Hand. Und wir in der CDU arbeiten mit 
beiden Händen – Hand in Hand, mit Herz 
und Verstand.

Für die Bürger, für unser Land
Wir lassen uns von niemandem etwas ein-
reden: Unsere Kanzlerin Angela Merkel 
kann’s – in der Welt und bei uns daheim. 
Die CDU ist der Garant fürs Wohlergehen 
auf einem wirtschafts- und ordnungspoli-
tisch sicheren Fundament mit Werten, die 
sich an Eigenverantwortung und Solidari-
tät gleichermaßen orientieren. Dafür ste-
hen wir. Dafür werben wir. Dafür kämpfen 
wir. Und zwar nicht für uns, sondern für 
die Bürger, für unser Land. 

Tobias Wald MdL,fritsch@tobiaswald.de 

 www.tobiaswald.de  

Schwerpunkt

INNOVATION UND HÖCHSTE QUALITÄT.
Als starker Partner für Industrie und Großhandel entwickeln und produzieren wir 
elektrotechnische Produkte für Ihr Business.
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Aus den Kreisen & Bezirken

MIT Stuttgart

Der Bessere 
ist der Feind 
des Guten

„Ich sage Euch, was ich mache, und Ihr 
macht gefälligst was anderes!“ Ganz so 
einfach ist das leider nicht mit dem Pa-
tent. Doch wie brisant der gewerbliche 
Rechtsschutz ist, das zeigte sich beim 
aktuellen After-Business-Talk am letzten 
Donnerstag im März 2017, als sich zahl-
reiche Unternehmer im Stuttgarter Re-
staurant Tauberquelle um Patentanwalt 
Dr. Paul Gantner von Rau, Schneck & 
Hübner aus Nürnberg (www.rsh-patent.
de) versammelten. Knapp drei Stunden 
lang stellten sie dem gebürtigen Esslin-
ger in offener Runde relevante Fragen 
zum Thema, sodass sich eine spannen-
de Interaktion zwischen Vortragendem 

und Zuhörern entwickelte. Wer wollte, 
unterhielt sich mit dem offensichtlich 
sehr willkommenen Experten später 
noch bei einem Glaserl Wein über alles, 
was diesen besonderen Rechtschutz für 
Unternehmer ausmacht: Von der Idee 
bis hin zum tatsächlichen Patent – sei 
es im eigenen Land, europa- oder welt-
weit. Um dieses Wissen reicher, kann 
nun jeder für sich entscheiden, wie es 
mit eigenen Patenten weitergeht. Denn 
Sie wissen ja: „Der Bessere ist der Feind 
des Guten.“

Ute Dick, ute-dick@t-online.de,  

www.mit-stuttgart.de  Frau Helena Kapp und Dr. Paul Gantner

Gespannte Aufmerksamkeit der Mitglieder der MIT Stuttgart

Alles aus einer Hand – 
Baden-Württembergs wohl stärkster Handelspartner für Stahl, Edelstahl und Aluminium.

menschen.     

       metal le. 
      mot ivat ion. 

Weinmann Aach AG I Am Eichwald 6 I 72280 Dornstetten I Tel. 07443 2402-0 I www.weinmann-aach.de

Hier geht es zur 
www.mit-bw.de
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Einladung 

 
Die MIT Baden-Württemberg lädt ein: 

04. Juli 2017 um 20.00 Uhr 
(Einlass ab 19.30 Uhr) 

FLIGHTODROM Zentrum für Flugsimulation Remshalden 
Alfred-Klingele-Straße 41, 73630 Remshalden 

 
„Sicherheit als Standortfaktor“ 

 
Unsere Gäste sind: 

 

Thomas Strobl, CDU 
stellv. Ministerpräsident und Innenminister von Baden-Württemberg 

 
Karl Stefan Schotzko, Geschäftsführer der 

Allianz für Sicherheit in der Wirtschaft Baden-Württemberg e.V. 
 
 

Im Anschluss „Get-Together“ und Ausklang mit Getränken und 
Fingerfood. Wir würden uns sehr freuen, Sie an diesem Abend als unsere 
Gäste begrüßen zu dürfen. 
 

Wir bitten bis 20. Juni 2017 um Ihre verbindliche Anmeldung unter: 
 mueller-eisenhardt@mit-bw.de 

 
 
 
 
 
Daniel Hackenjos 
Landesvorsitzender der MIT Baden-Württemberg 
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Aus den Kreisen & Bezirken

MIT Ravensburg interviewt Bundestagskandidaten aller Parteien 

„Politik trifft Realität“

Die Ravensburger MIT hat die Bundes-
tagskandidaten aller Parteien aus dem 
Wahlkreis Ravensburg zu einem Dialog 
über Mittelstands- und Wirtschaftsfra-
gen in die Zehntscheuer Ravensburg 
eingeladen. In einer sehr gut besuchten 
Zehntscheuer sind Axel Müller CDU, 
Benjamin Strasser FDP, Agnieszka Brug-
ger MdB GRÜNE, Heike Engelhard SPD, 
Sylvia Schmid LINKE und Helmut Dietz 
AfD der Einladung gefolgt. Moderiert 
wurde der Abend sehr professionell von 
Tobias Baunach, Regio TV. 

Kreisvorsitzender Christian Bangert be-
grüßte die Gäste und stellte fest, dass es 
bei einer CDU-/MIT-Veranstaltung schon 
höchst selten ist Gäste von anderen Par-
teien zu begrüßen, zumal jeder Kandidat 
zwischen 5 und 15 Parteimitglieder zu 
seiner persönlichen Unterstützung mit-
gebracht hatte. „Somit steht fest, dass 
Besuche bei der MIT gelebte Demokratie 
sind“ bemerkte Bangert. „Wir haben uns 
die Überschrift ganz bewusst ausgesucht, 
denn unter Realität versteht die MIT Ra-
vensburg, dass wesentliche Entscheidun-
gen - die in Berlin getroffen werden - oft 
weit weg sind von dem was der Mittel-
stand benötigt“ so Bangert weiter.

Vorstellung im drei Minuten Takt
Zu Beginn der Veranstaltung erklärte 
Tobias Baunach die etwas andere Inter-

view-Gestaltung dieses Abends. In einer 
ersten Runde dürfen sich die Kandidaten, 
in der Reihenfolge des Losentscheid, 
über ihre Parteiinhalte zum Thema Mit-
telstand volle 3 Minuten äußern. Auf 
dem Weg zum Rednerpult wurden die 
Kandidaten vom Moderator kurz persön-
lich vorgestellt. Die Gäste erfuhren das 
Alter, den Beruf, die Hobbys und das Le-
bensmotto.
Den Gästen wurden so die Unterschiede 
der einzelnen Parteien in geballter, direkt 
vergleichbarer, Form präsentiert 

Politiker antworten in 60 sec.
In der zweiten Runde wurden den Kan-
didaten mit fünf vorbereiteten Fragen 
rund um den Mittelstand konfrontiert. 
Die Zeit zum Antworten betrug jeweils 
60 Sekunden. Alle Kandidaten hatten die 
Möglichkeit die Fragen zu beantworten. 
Besonders bei Frau Brugger MdB konnte 
man deutlich erkennen, dass sie in der 
59 Sekunde noch mal tief Luft holte und 
dann gefühlte 7 Sätze damit ausatmete. 
Die Fragen, welche von den Kandidaten 
beantwortet wurden erstreckten sich 
von Fachkräftemangel als Wachstumskil-
ler, Bedeutung der EU für den Mittel-
stand, Unternehmensbesteuerung belas-
tet Wettbewerbsfähigkeit - die Großen 
versteuern legal minimal im Ausland und 
der deutsche Mittelstand bis zu 50 % im 

Land, Pensionslawine und Rentenlücke 
sowie Abschiebung von Flüchtlingen 
trotz Ausbildungs- oder Arbeitsvertrag.

Fragesteller - Monologe aus dem Publi-
kum gibt es bei der MIT nicht
In der anschließenden Pause konnten die 
Gäste schriftlich ihre Fragen formulieren, 
welche dann im dritten Teil der Veran-
staltung an die entsprechenden Kandi-
daten oder an alle Kandidaten gerichtet 
wurden. Diese Vorgehensweise erspart 
den ein oder anderen Monolog von Fra-
gestellern und die gesparte Zeit konnte 
dafür verwendet werden, dass alle 18 Pu-
blikumsfragen beantwortet wurden. 
In der Schlussrunde bedankte sich Chris-
tian Bangert bei der hervorragenden 
Moderation von Tobias Baunach, die 
sehr fundiert und dennoch locker, teil-
weise lustig durchgeführt wurde und 
er immer an den Kandidaten und dem 
Publikum war. Anschließend verteilte er 
einen Dankestropfen Oberschwäbischer 
Destillierkunst an die Kandidaten und 
den Moderator. Diese neue Art von Po-
diumsdiskussion ist beim Publikum und 
bei den Teilnehmern sehr lobenswert an-
gekommen. Alle Gäste konnten sich ein 
Bild darüber machen wie die einzelnen 
Parteien in Wirtschaftsfragen aufgestellt 
sind und auch über die Personen welche 
diese vertreten. Der MIT Kreisverband 
Ravensburg bedankte sich bei allen Kan-
didaten für ihr Kommen, für die offene 
und disziplinierte Diskussionsführung 
und wünschte allen Parteien einen Fairen 
Wahlkampf.

Christian Bangert, christian.bangert@mit-raven-

burg.de, www.mit-rv.de

Christian Bangert bei Begrüßung der Gäste

(Von links)ts: Moderator Tobias Baunach Regio TV, Helmut Dietz AfD, Axel Müller CDU, Benjamin Stras-
ser FDP, Sylvia Schmid LINKE, Agnieszka Brugger MdB GRÜNE, Heike Engelhard SPD 
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MIT Karlsruhe Land

Offenes Ohr für den Mittelstand im Landkreis

CDU Mittelstandsvereinigung Karlsru-
he-Land mit neuem Kreisvorstand

Karlsdorf-Neuthard (js). Die CDU-Mit-
telstandsvereinigung Karlsruhe-Land hat 
sich personell neu aufgestellt, und mit 

Nicole La Croix steht eine junge Unter-
nehmerin an ihrer Spitze. Bei der Kreis-
hauptversammlung des Kreisverbands 
Karlsruhe-Land der MIT war die Archi-
tektin aus Stutensee zuvor von den Mit-
gliedern einstimmig gewählt worden. 

Als Stellvertreter stehen der neuen Vor-
sitzenden der Landtagsabgeordnete Jo-
achim Kössler und der Kommunikations-
berater Jürgen Scheurer aus Waghäusel 
zur Seite. Schatzmeister bleibt Schrei-
nermeister Emil Seith aus Stutensee. Als 
Beisitzer wurden der Bauingenieur Ernst 
Schuhmacher aus Waghäusel und der bis-
herige Vorsitzende, Rechtsanwalt Man-
fred Hofmann, in den Vorstand gewählt. 
„Ich will vor allem zuhören und ge-
meinsam mit dem neuen Vorstand ein 
offenes Ohr für die Belange des Mittel-
stands im Landkreis Karlsruhe haben“, 
erklärte die neue Kreisvorsitzende in 
ihrem Schlusswort. 
Der langjährige Vorsitzende, Rechtsanwalt 
Manfred Hofmann, hatte das Amt des Vor-
sitzenden über 20 Jahre bekleidet. In sei-
nem Rechenschaftsbericht ließ er die letz-
ten Jahre und die vielfältigen Aktivitäten 
seiner Amtszeit Revue passieren. 
„Es ist nun an der Zeit, das Amt in jünge-
re Hände zu geben und mit frischem Per-
sonal neue Akzente zu setzen“, erklärte 
Hofmann seinen Entschluss, nicht mehr 
für den Vorsitz zur Verfügung zu stehen.
Der Landesvorsitzende der MIT Ba-
den-Württemberg, Daniel Hackenjos, der 
auch die Versammlungsleitung übernahm, 
lobte in seinem Grußwort das langjährige 
Engagement des bisherigen Vorsitzenden 
und seiner Vorstandskollegen. 
„Wir als MIT stehen auch hier im Land-
kreis Karlsruhe für Wettbewerb, Leistung 
und Eigenverantwortung ohne dabei un-
sere Verpflichtung für einen respektvol-
len Umgang mit unseren Mitmenschen 
zu vergessen“, erklärte Hackenjos. Er gab 
auch einen Ausblick auf die bevorste-
henden Aktivitäten des Landesverbands 
und die anstehende Erneuerung des Ver-
bands auf verschiedenen Ebenen.
Der nordbadische Bezirksvorsitzende 
Rolf Buttkus würdigte die Zusammenar-
beit mit den Kollegen aus dem Landkreis 
Karlsruhe und bot der neuen Vorstand-
schaft seine Unterstützung an.

Jürgen Scheurer, redaktion@kirrlach.de,  

MIT Karlsruhe Land  

(Von links vordere Reihe) Ernst Schuhmacher, Nicole La Croix, Emil Seith, Ulla Müller-Eisenhardt,  
Dr. Manfred Hofmann,  
(Von links, hintere Reihe) Jürgen Scheuerer, Inka Sarnow, Daniel Hackenjos, Rolf Buttkus

Aus den Kreisen & Bezirken

Schwingungstechnik - Eine gute Verbindung
Primär- & Sekundärfedersysteme und Gummi-Metall-Elemente

zur Schwingungs- und Schallreduzierung

Liechtersmatten 5 · D -77815 Bühl · Tel. +49 72 23 804-0 · www.gmt-gmbh.de
DEUTSCHLAND · CHINA · ENGLAND · FRANKREICH · INDIEN · IRLAND · MALAYSIA · SCHWEIZ · USA  

Anzeige_MIT_119x92.indd   1 18.01.2016   15:48:02



17Ausgabe 5-2017

Aus den Kreisen & Bezirken
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MIT Karlsruhe Stadt

Neuer Vorstand bei der MIT 
Karlsruhe-Stadt

Am 3. Mai 2017 fand die Mitglieder-
versammlung der Mittelstands- und 
Wirtschaftsvereinigung der CDU Karls-
ruhe-Stadt statt. Bei der gut besuchten 
Versammlung wurde ein neuer Vorstand 
gewählt. 
Inka Sarnow wurde zur neuen Kreisvor-
sitzenden der MIT Karlsruhe-Stadt ge-
wählt. Weiterhin wurde Simone-Maria 
Brunner als stellvertretende Vorsitzende, 
Johannes Krug als Schatzmeister, Torsten 
Zimmermann als Internetbeauftragter 
und Martin Krug als Schriftführer ge-
wählt. Den Vorstand komplementieren 
als Beisitzer Wolfgang Dischler, Stadtrat 
Thorsten Ehlgötz, Karsten Lambrecht, 
Daniel Lorenz und Renata Mußgnug. Kas-
senprüfer sind Armin Brunner und Mi-
chael Wirth. Ehrenvorsitzender der MIT 
Karlsruhe-Stadt ist der Stadtrat Dr. Klaus 
Heilgeist, der selbst fast zwei Jahrzehnte 
Kreisvorsitzender war. 
Inka Sarnow ist Rechtsanwältin, Wirt-
schaftsmediatorin und war zuvor lange 
Jahre stellvertretende Kreisvorsitzende. 
Sie ist Beisitzerin im Bezirksvorstand der 
MIT Nordbaden sowie stellvertretende 
Landesvorsitzende der MIT Baden-Würt-
temberg. 
Simone-Maria Brunner ist Coach, Bera-
terin und Trainerin. Sie war zuvor auch 
bereits Beisitzerin im Kreisvorstand der 
MIT Karlsruhe-Stadt.
Der bisherige Kreisvorsitzende trat nicht 
mehr zur Wahl an und schied damit aus 
dem Amt aus. Der neue Vorstand wird 
in seiner konstituierenden Vorstands-
sitzung seine Ziele festlegen und sich 
verständigen, wie er zukünftig die Inter-
essen des Mittelstandes in der Stadt Kar-
lsruhe und darüber hinaus vertreten wird 
sowie welche Veranstaltungen zu planen 
sind.

Inka Sarnow, is@kanzlei-sarnow.de,  

www.mit-karlsruhe.de  

Der neue Kreisvorstand der MIT Karlsruhe Stadt mit Staatssekretärin Katrin Schütz
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MIT Karlsruhe Esslingen

MIT Kreisverband Esslingen 
besucht die EZB in Frankfurt

Kürzlich war eine Reisegruppe des MIT 
Kreisverbands Esslingen zu Besuch bei 
der Europäischen Zentralbank in Frank-
furt. Möglich gemacht wurde dieser ex-
klusive Einblick hinter die Kulissen und in 
die Arbeit der EZB auf Anfrage des Bun-
destagsabgeordneten Michael Hennrich, 
dessen Wahlkreismitarbeiter Fabian Wei-
ble in enger Zusammenarbeit mit Franz 
Pfeffer vom MIT Kreisverband Esslingen 
die Rahmenbedingungen für die Fahrt 
geschaffen hatte.
Nach der Ankunft in Frankfurt hatten die 
Teilnehmer – im Anschluss an eine Fahrt 
mit der Straßenbahn, die quer durch 
Frankfurt führte und bereits interessante 

Eindrücke der hessischen Großstadt ver-
mittelte – die Möglichkeit, sich bei einem 
gemeinsamen Mittagessen in einem uri-
gen Frankfurter Lokal auf den Besuch bei 
der EZB einzustimmen.
Nach Passieren der umfangreichen Si-
cherheitskontrollen stand ein Vortrag 
in den Räumlichkeiten der EZB auf dem 
Programm. Der Referent informierte da-

bei umfassend über verschiedene The-
men; wie beispielsweise die Aufgaben 
der EZB sowie Ihre Rolle in der Finanz-
krise aber auch die Weiterentwicklung 
von Wirtschaft und Währung im europä-
ischen Raum. Hauptaufgabe der EZB sei 
dabei die Stabilisierung des gesamten 
Eurosystems. Im Anschluss an den Vor-
trag folgte eine lebhafte und durchaus 
auch kritische Diskussion mit den Teil-
nehmern. 
Nach dem Besuch in der Zentrale der 
EZB ließ die Reisegruppe den Abend in 
gemütlicher Runde in einem direkt am 
Frankfurter Hauptbahnhof gelegenen 
Pub ausklingen. Abschließend lässt sich 
sagen, dass die Teilnehmer insgesamt 
eine Menge interessanter Eindrücke ge-
winnen konnten, die allen sicherlich noch 
lange in Erinnerung bleiben werden.
Die Bilder zu unserer Reise wurden uns 
freundlicherweise von Anette Beck und 
Jörg Pfeffer von der MIT zur Verfügung 
gestellt, bei denen wir uns an dieser Stel-
le auch nochmals ganz herzlich bedanken 
möchten.

Fabian Weible, michael.hennrich.ma05@bundestag.de, 

www.michael-hennrich.de  

Einige Gruppenteilnehmer in Erwartung des 
Mittagessens

Aus den Kreisen & Bezirken

Das imposante EZB-Gebäude

Die Teilnehmergruppe in den Räumlichkeiten der EZB in Frankfurt
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MIT Mannheim

Große Politik mit Peter Altmaier

Der Kreisvorsitzende der MIT Mannheim 
Alexander Fleck konnte dieses Jahr ein 
besonderes politisches Schwergewicht 
auf dem Mannheimer Maimarkt begrü-
ßen: Peter Altmaier. Der Bundesminister 
für besondere Aufgaben und Chef des 
Bundeskanzleramtes war heuer Festred-
ner beim 39. Frühschoppen des Kurpfäl-
zer Mittelstandes. Bereits im Vorfeld 
hatte sich ein großes Interesse an der 
Veranstaltung und dem hochrangigen 
Gast angekündigt, und so war es auch 
nicht verwunderlich, dass das Festzelt 

mit gut 1.500 Zuhörern – unter ihnen 
zahlreiche Ehrengäste aus Wirtschaft, 
Politik und gesellschaftlichem Leben – 
aus allen Nähten platzte.
Zu Beginn des Frühschoppens ging Fleck 
bei seiner Begrüßung auf ein sehr wichti-
ges Ereignis des Tages, nämlich die ent-
scheidende Runde bei der Wahl um das 
Amt des französischen Präsidenten, ein: 
„Hoffen und beten wir, dass in unserem 
Nachbarland europäisch gewählt wird 
und der Traum von De Gaulle, Adenauer 
und Helmut Kohl nicht zugunsten von 
Rechtspopulisten jäh zerstört wird. Eu-
ropa ist schließlich seit ca. 70 Jahren ein 
Garant für Frieden.“
Peter Altmaier nutzte zunächst die Ge-

legenheit, um sich für den örtlichen 
CDU-Bundestagskandidaten Nikolas Lö-
bel „etwas“ stark zu machen. In seiner 
40-minütigen Rede holt Altmaier dann 
zu einem kleinen, nicht nur wirtschafts-
politischen Rundumschlag aus. Es gehe 
Deutschland derzeit gut und er wolle dafür 
sorgen, dass es in der Zukunft auch so blei-
be. Daher tritt Altmaier für die Schaffung 
der hierfür notwendigen Rahmenbedin-
gungen ein, insbesondere sieht er die Digi-
talisierung der Industrie als entscheidende 
Aufgabe und fordert daher eine „digitale 

Revolution“. 70 Prozent der neuen Arbeits-
plätze in den letzten zehn Jahren seien von 
mittelständischen Betrieben geschaffen 
worden, und somit habe der Mittelstand 
einen wichtigen Beitrag zum Allgemein-
wohl beigetragen. Die Leistungen des 
Mittelstandes seien anzuerkennen. Eine 
Verunglimpfung des Mittelstandes als 
Kapitalisten könne daher nicht akzeptiert 
werden. Altmaier wirbt darüber hinaus für 
den lange geforderten Bürokratieabbau 
und für Steuersenkungen, von denen auch 
der Mittelstand profitieren müsse. Im wei-
teren gab Altmaier u. a. ein klares Bekennt-
nis zu Europa und gegen Populisten ab. 
Auch blickte er besorgt auf die Probleme 
des Terrorismus, zu dessen Bekämpfung 
Deutschland seinen Teil betrage.
Altmaier begeisterte an diesem Morgen 
auf dem Mannheimer Maimarkt, was die 
Anwesenden mit langem Applaus quit-
tierten. Nach der Nationalhymne und 
dem Badnerlied ging ein gelungener Vor-
mittag zu Ende und für die Anwesenden 
stand fest: Altmaier kann Festzelt.

Alexander Fleck, alexander-fleck@t-online.de, 

www.mit-mannheim.de  

Volles Festzelt beim 39. Frühschoppen

Aus den Kreisen & Bezirken

Peter Altmaier (Mitte) und Alexander Fleck (Links) im Kreise der MIT
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Aus den Kreisen & Bezirken

MIT Alb-Donau/Ulm www.mit-alb-donau-ulm.de

MIT Baden-Baden/Rastatt www.mit-mittelbaden.de 

MIT Biberach 

MIT Böblingen www.mit-boeblingen.de

MIT Bodensee www.mit-bodenseekreis.de

MIT Breisgau-Hochschwarzwald 

www.mit-breisgau-hochschwarzwald.de

MIT Calw/Freudenstadt www.mit-cw-fds.de

MIT Emmendingen www.mit-emmendingen.de

MIT Esslingen www.mit-esslingen.de

MIT Freiburg www.mit-freiburg.de

MIT Göppingen www.mit-gp.de

MIT Heidelberg www.mit-heidelberg.de

MIT Heidenheim  

MIT Heilbronn

MIT Hohenlohe www.mit-hohenlohe.de

MIT Karlsruhe www.mit-karlsruhe.de

MIT Karlsruhe Land www.mit-karlsruhe-land.de

MIT Konstanz www.mit-konstanz.de

MIT Lörrach

MIT Ludwigsburg www.mit-ludwigsburg.de

MIT Main-Tauber-Kreis www.mit-main-tauber.de

MIT Mannheim www.mit-mannheim.de

MIT Neckar-Odenwald www.mit-neckar-odenwald.de 

MIT Ortenau

MIT Ostalb www.mit-ostalb.de 

MIT Pforzheim www.mit-pforzheim.de

MIT Ravensburg www.mit-ravensburg.de

MIT Rems-Murr www.mit-remsmurr.de

MIT Reutlingen 

MIT Rhein-Neckar www.mit-rhein-neckar.de

MIT Rottweil

MIT Schwäbisch Hall www.mit-sha-kv.de

MIT Schwarzwald-Baar 

MIT Sigmaringen 

MIT Stuttgart www.mit-stuttgart.de

MIT Tübingen

MIT Tuttlingen

MIT Waldshut

MIT Zollernalb www.mit-zollernalb.de

MIT Nordbaden www.mit-nordbaden.de

MIT Nordwürttemberg www.mit-nordwuerttemberg.de 

MIT Südbaden www.mit-suedbaden.de

MIT Württemberg-Hohenzollern www.mit-wueho.de

MIT Deutschland www.mit-deutschland.de 

MIT Baden-Württemberg www.mit-bw.de

SOS Mittelständler in Not e. V. www.mittelstaendler-in-not.de

MIT vor Ort MIT  Bodenseekreis

Demografischer  
Wandel – wir werden 
weniger, bunter, älter, 
vereinzelter

Eine Veranstaltung der MIT Bodensee, 4. Mai 2017, Saal Win-
zerverein Meersburg

Der Saal des Winzervereins war gut besetzt, als der Kreisvor-
sitzende der MIT Bodensee, Herr Dr. Kräwinkel, den Veran-
staltungsabend eröffnete. Nach einem kurzen Spot zur Erläu-
terung des Begriffs „Demografie“ und einem Auszug aus der 
Rede von Bundeskanzlerin Frau Dr. Merkel zum Demografie-
gipfel der Bundesregierung vom 16. März 2017 begann Herr 
Manfred Pfaus den Leitvortrag des Abends. 
 Mit relevanten Statistiken erläuterte Pfaus, ehemaliger 

Rohre, Stäbe, Profile aus
thermoplastischen

Kunststoffen

GEHR GmbH
Casterfeldstraße 172
D-68219 Mannheim
Telefon: 0621-87 89-0
Telefax: 0621-87 89-200www.gehr.de
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Hauptgeschäftsführer der Ingenieurkammer BW, davor par-
lamentarischer Berater von Lothar Späth und Landtagsab-
geordneter, die demografische Entwicklung in Deutschland, 
Baden-Württemberg und im Bodenseekreis. Trends in der 
Geburtenrate, mehr Bürger mit Migrationshintergrund, hö-
herer Wohlstand, wachsender Hang zu Single-Haushalten 
und zunehmende Mobilität wurden u. a. angesprochen und 
damit auf die Ursachen und Auswirkungen der aktuellen 
Entwicklung hingewiesen. Fachleute qualifizieren, früherer 
Erwerbseintritt, mehr Förderung der dualen Ausbildung, 
späterer Eintritt ins Rentenalter, mehr Existenzgründungen, 
höherer Frauenanteil an der Arbeit, Erwachsenenbildung, 
neue Produkte und Dienstleistungen waren exemplarische 
Stichworte und Anregungen, die in der Forderung gipfelten, 
„Demografiestrategie auf allen Ebenen“, in Städten und Ge-
meinden, in Kreisen, Regionen, im Land und im Bund zu ent-
wickeln.
Im Anschluss gab MdB Lothar Riebsamen einen Überblick 
über die vielfältigen und durchaus beeindruckenden An-
strengungen der Bundesregierung, die Ausfluss der Demo-
grafiestrategie des Bundes sind. 
Beide Referate führten danach zu vielen Fragen an die Re-
ferenten und einem ausgiebigen Meinungsaustausch. „Gibt 
es Schwerpunkte, um den Demografiewandel abzumildern?“, 
„Wie betrifft dies unsere Renten?“, „Wie erhält man die Zahl 
der Fachkräfte?“, „Warum wird ehrenamtliche Tätigkeit mit 
so viel Bürokratie überzogen?“, „Wie können in ländlichen 
Zonen die Fachkräfte gehalten werden?“ waren Beispiele aus 
der Fragenflut. Zum Ausdruck kam auch die übereinstimmen-
de Meinung der Anwesenden, dass ein Wertewandel statt-
gefunden hat hin zur Selbstbezogenheit und weg von der 
Verantwortung für die Gemeinschaft mit negativen Auswir-
kungen auf die Gesellschaft.

 MIT-Kreisvorsitzender Dr. Kräwinkel dankte den beiden Re-
ferenten und bezeichnete die Veranstaltung als gelungen 
und sehr informativ auf hohem Niveau. Das starke Interesse 
des Publikums sei für die MIT Bodensee Anregung, Teilgebie-
te des demografischen Wandels in weiteren Veranstaltungen 
zu behandeln.

Dr. Hartmut Kräwinkel, info@mit-bodenseekreis.de,  

www.mit-bodenseekreis.de  

MIT-Vorsitzender Dr. Hartmut Krähwinkel (Mitte) moderiert den Vortrags-
abend mit CDU-Politikern Manfred Pfaus (links) und MdB Lothar Ribsamen 
Bild: Schwäbische Zeitung, M. Wolters

	 Auszug aus dem Vortrag
Wir werden weniger:
Rund 10.879.618 (31.12.2015) Menschen leben zurzeit in 
Baden-Württemberg: Insgesamt wird die Einwohnerzahl 
auch in den nächsten Jahren leicht zunehmen bzw. etwa 
konstant bleiben. Dennoch müssen viele Gemeinden mit 
sinkenden Einwohnerzahlen rechnen (Kreis Freudenstadt 
minus 2,9 % bis 2030) und brauchen entsprechende Lö-
sungen.

Wir werden bunter:
Menschen aus anderen Regionen Deutschlands ebenso 
wie aus anderen Ländern zogen ins Land. In den verschie-
denen Generationen, Lebensphasen und Lebenskreisen 
entstehen unterschiedliche Wertesysteme. Damit verbun-
den ist auch eine Zunahme der kulturellen Vielfalt in der 
Gesellschaft und in der Arbeitswelt. 2.893.000 Einwoh-
ner in BW haben Migrationshintergrund (27,1 %), davon 
sind 1.593.000 Deutsche (14,9 %) und 1.300 Ausländer 
(12,2 %).

Wir werden älter:
Bereits heute hat sich in vielen Teilen in BW eine starke Al-
terungsdynamik vollzogen. Der Anteil älterer und hochbe-
tagter Menschen nimmt stetig zu. Diese Entwicklung wird 
sich auch zukünftig weiter fortsetzen und führt zu einer 
zunehmenden Überalterung unserer Gesellschaft. 91.908 
Menschen sind zwischen 85 und 90 Jahre alt (Männer 
22.245, Frauen 69.663). Unternehmen haben zunehmend 
mit einer Überalterung ihrer Belegschaften zu kämpfen.

Wir werden vereinzelter:
Aufgrund zunehmender Mobilitätsansprüche, vielfälti-
gerer Lebensentwürfe und Alterung steigt der Anteil an 
kleinen bzw. Single-Haushalten über alle Altersstufen 
hinweg, nicht zuletzt bei älteren Menschen durch den Tod 
des Lebenspartners. 38,8 % der Menschen in BW leben in 
Einpersonenhaushalten.

Aus den Kreisen & Bezirken
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Bericht über Klausurtagung des Landes
vorstandes der Mittelstandsvereinigung  
Baden-Württemberg

Am 12. und 13. Mai 2017 traf sich der 
Landesvorstand zur Klausurtagung. In 
diesem Jahr trafen wir uns im Maritim 
Hotel am Titisee. 
Der erste Tag war vornehmlich zur Vorbe-
reitung der für den Bundesmittelstands-
tag abzugebenden Anträge vorgesehen. 
Nach Bildung von Arbeitsgruppen zu den 
Themen Arbeitsgesetzgebung, Bürokra-
tie, Infrastruktur wurde in vier Stunden 
eine Vielzahl an Anträgen generiert. In der 
darauffolgenden Diskussion wurden die 
wichtigsten Themen für die zu stellenden 
Anträge freigegeben. Parallel kümmerte 
sich eine separate Arbeitsgruppe um die 
anstehende Satzungsänderung, welche 
zum nächsten Landesmittelstandstag zur 
Abstimmung kommen wird.
Die Tagung war von einer äußerst kons-
truktiven und freundschaftlich vertrau-

ensvollen Atmosphäre geprägt. Die sehr 
guten Ergebnisse des ersten Tages sind 
vielversprechend und motivieren zur 
intensiven Weiterarbeit an den Themen 

des Mittelstands. 
Der zweite Tag startete pünktlich um 9 
Uhr. Die Themen Satzung, Internet, Mit-
gliederwerbung und Pressearbeit standen 

MIT Baden-Württemberg

75365 Calw, Tel. 0 70 51/16 25-0
eMail: info@audax.de
www.sonnenschutz-folien.eu
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auf der Tagesordnungsliste. Die Diskussio-
nen waren auch hier sehr konstruktiv und 
viele neue Ideen können nun auf den Weg 
gebracht werden. U. a. wurde eine Presse-
gruppe gebildet, die sich um Themen wie 
Presse in Verbindung mit Social Media 
kümmert. Ziel ist, die MIT interessanter 
und schneller in den Abfolgen zu gestalten 
und den Bekanntheitsgrad zu erhöhen. 
So wurde auch direkt nach der Klausurta-

gung eine Pressemittelung zur Forderung 
der Abschaffung des Solidaritätszuschla-
ges auf den Weg gebracht und den Social 
Medias eingestellt und verbreitet. 
Bedanken möchten wir uns für die tolle 
Versorgung durch das Maritim-Team und 
an die Organisation der Klausurtagung.

Angelika Harm, angelika.harm@mit-bw.de,  

www.mit-bw.de  

MIT Baden-Württemberg

Impressionen von der Klausurtagung
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lichkeit die Silo-Anlage zu besteigen, sowie sich ein Silo 
von Innen anzuschauen.  
Im Anschluss fand in der Zentrale in Karlsruhe die Landes-

vorstandssitzung der MIT Baden-Württemberg statt, an 
der Herr Utz und Frau Meier-Augenstein am Anfang teil-
nahmen. Die Themenfelder, Aufgaben der ZG Raiffeisen 
Karlsruhe eG sowie die Geschäftszahlen und Entwicklun-
gen wurden ausführlich dargestellt. Schwerpunkte der an-
schließenden Diskussion waren die durch die Politik verur-
sachten Probleme bei den Mitgliedern der Genossenschaft 
und deren Auswirkung, wie z.B. durch neue und bestehen-
de Gesetze (Arbeitszeitgesetz, Kündigungsschutz). An 
dieser Stelle ein herzliches Dankeschön für den eindrucks-
vollen und sehr interessanten Einblick in die Geschäftspo-
litik der ZG Raiffeisen eG Karlsruhe.
 

Inka Sarnow, is@kanzlei-sarnow.de, www.mit-bw.de  

Besuch des Landesvor-
standes bei der  
ZG Raiffeisen eG  
Karlsruhe 

Der Landesvorstand der MIT Baden-Württemberg folgte am 
02.05.2017 der Einladung der ZG Raiffeisen eG in Karlsruhe. 
Sie ist die Regionalzentrale der genossenschaftlich organi-
sierten Unternehmen der Agrar- und Ernährungswirtschaft 
in Baden und eine von bundesweit fünf Hauptgenossenschaf-
ten im Deutschen Raiffeisenverband (DRV). Die ZG Raiffei-
sen versorgt seit über 100 Jahren Landwirtschaft und Endver-
braucher in der Region mit (fast) allem rund um Haus und Hof.
Zunächst fand eine interessante Betriebsbesichtigung der ZG 
Hafensilos im Rheinhafen Karlsruhe, einer der größten Bin-
nenhäfen Europas, statt. Die Geschichte und die Aufgaben 
der ZG Raiffeisen wurden den Teilnehmer vom Vorstandsvor-
sitzenden Herrn Dr. Ewald Glaser und Geschäftsbereichsleiter 
Vermarktung Herrn Franz Utz und die Projektmanagement-
verantwortliche Frau Bettina Meier-Augenstein dargestellt. 
Es bestand neben einem informativen Austausch, die Mög-

Franz Utz, Geschäftsbereichsleiter Vermarktung, ZG Raiffeisen eG Karlsruhe

MIT Baden-Württemberg

Der Landesvorstand bei der Betriebsbesichtung der ZG Raiffeisen eG im 
Karlsruher Rheinhafen
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Die Handwerkskammer informiert

Ferienjobs:  
Regeln zu Steuern  
und Sozialabgaben

Viele Handwerksbetriebe überbrücken die Urlaubszeit mit 
Ferienjobbern. Doch dabei gibt es einige Regeln zu Steuern 
und Sozialabgaben zu beachten.

Das müssen Sie bei Ferienjobs beachten
Viele Schüler und Studenten nutzen die freie Zeit in den Feri-
en, um ihr Taschengeld aufzubessern. Auch Handwerksbetriebe 
können mit Ferienjobbern personelle Engpässe überbrücken 
oder sogar zukünftige Auszubildende ausfindig machen. Doch 
es gibt einige Regeln zu beachten:

Mindestalter
Ferienjobber müssen mindestens 15 Jahre alt sein. Wer noch 
nicht 18 und vollzeitschulpflichtig ist, darf mit Erlaubnis der El-
tern in den Schulferien für 20 Arbeitstage im Kalenderjahr be-
schäftigt werden.

Arbeitszeiten
In dieser Zeit dürfen vollzeitschulpflichtige Jugendliche grund-
sätzlich an 5 Tagen pro Woche von 6 bis 20 Uhr für maximal 8 
Stunden täglich und 40 Stunden wöchentlich arbeiten. Wochen-
end-, Nachtarbeit und Überstunden sind nicht oder nur einge-
schränkt erlaubt. Ausnahmen gelten beispielsweise für 16- und 
17-Jährige, die einen Ferienjob in mehrschichtigen Betrieben 
und Bäckereien haben.

Arbeitsschutz
Besonders wichtig ist die Sicherheitsunterweisung vor Ar-
beitsbeginn. Gefährliche und schwere Arbeiten sind verboten. 
Darunter fallen beispielsweise das Bewegen schwerer Lasten, 
unfallgefährdete Tätigkeiten, Arbeit in Hitze, Kälte, Nässe oder 
Staub sowie der Umgang mit schädlichen Stoffen sowie Arbei-
ten im Akkord.

Arbeitsvertrag
Ferienjobs sind in der Regel befristet. Das muss aber vor der 
Arbeitsaufnahme schriftlich vereinbart sein. Der Vertrag sollte 
Beginn und Ende des Arbeitsverhältnisses, die Art der Tätigkeit 
und die Vergütung regeln. Ein solcher Vertrag wäre grundsätz-
lich nur außerordentlich kündbar. Eine ordentliche Kündigung 
muss ebenfalls ausdrücklich vereinbart werden.

Urlaubsanspruch
Aushilfskräfte haben Anspruch auf Urlaub: Für jeden vollende-
ten Monat gibt es ein Zwölftes des Jahresurlaubs, der sich nach 

dem Alter richtet. Für Ferienjobber unter 18 Jahren gelten die 
Vorgaben des Jugendarbeitsschutzgesetzes. Sind Vergütung 
und Urlaub per Tarifvertrag geregelt, gelten diese.

Versicherung
Ferienjobs und bezahlte Praktika melden Arbeitgeber am Ende 
des Jahres automatisch an die Unfallversicherung. Zusätzlich 
müssen Ferienjobber und Praktikanten über das DEÜV-Verfah-
ren angemeldet werden. Unbezahlte Praktika behandeln die 
Versicherungen individuell.

Mindestlohn
Grundsätzlich findet das Mindestlohngesetz Anwendung. Aus-
nahmen gelten jedoch beispielsweise für minderjährige Ferien-
jobber ohne abgeschlossene Berufsausbildung, Pflichtprakti-
kanten und solche, deren Praktikum der Orientierung für eine 
Berufsausbildung oder ein Studium dienen und drei Monate 
nicht überschreiten.

Steuern und Sozialabgaben
Der Lohnsteuerabzug wird über die Steueridentifikationsnum-
mer und das Geburtsdatum wie bei einem „normalen“ Arbeit-
nehmer vorgenommen. Bis zu einem monatlichen Brutto von 
900 Euro wird in der Regel keine Steuer fällig. Verdient der Feri-
enjobber mehr und zahlt er Lohnsteuer, kann er sich die zu viel 
gezahlten Steuern über eine Einkommensteuererklärung vom 
Finanzamt erstatten lassen.

Ferienjobber müssen in den Sommerferien als „kurzfristig Be-
schäftigte“ auch keine Sozialabgaben zahlen, wenn sie maximal 
drei Monate durchgehend oder 70 Tage im Jahr arbeiten. Aus-
hilfen müssen bei der Minijobzentrale an- und abgemeldet wer-
den. Hat der Ferienjobber schon vorher gearbeitet oder beginnt 
er nach den Sommerferien eine Ausbildung, gilt die Versiche-
rungsfreiheit nicht. Der Arbeitgeber sollte sich vor Beginn der 
Beschäftigung also unbedingt danach erkundigen.

Dara Horwath, Handwerkskammer Stuttgart,  

dara.horwath@hwk-stuttgart.de,  

www.hwk-stuttgart.de  

MIT Baden-Württemberg

www.bareis-ms.de
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Pressemitteilung 

Sofortige Abschaffung des  
Solidaritätszuschlages

Bei der Vorstandsklausur in Titisee-Neu-
stadt am 12. und 13. Mai 2017 hat der 
Landesvorstand der Mittelstandsverei-
nigung Baden-Württemberg der CDU/
CSU beschlossen, dass ein Antrag beim 
bevorstehenden Bundesmittelstands-
tag am 1./2. September 2017 in Nürn-
berg zur sofortigen und etappenlosen 
Abschaffung des Solidaritätszuschlages 
gestellt wird.
Zur Begründung führt der Landesvorsit-
zende (MIT) Daniel Hackenjos für den 
Landesvorstand aus, dass im Jahre 1991 
der Solidaritätszuschlag für den Aufbau 
Ost eingeführt wurde. Dieser floss in 
den allgemeinen Haushalt und erzielt 
dort seit 2011 höhere Einnahmen. Der 
Aufbau ist so gut wie abgeschlossen. 
Dies ist auch daran zu erkennen, das ak-
tuell nur noch ca. 50 % der Einnahmen 
in die neuen Länder fließt, ab 2019 so-
gar nur noch ein Viertel. Die Mehrein-
nahmen gehen damit nicht mehr dem 
ursprünglichen Grund zu. Da der Soli-

daritätszuschlag aber nicht zweckge-
bunden ist, kann der Bund die Mehrein-
nahmen anderweitig verwenden. 
Bei einer etappenlosen Abschaffung, 
wie beantragt wird, muss der Bund da-
gegen beim aktuellen Milliardenüber-
schuss nicht einmal Schulden aufneh-
men.
Nachdem der Solidaritätszuschlag eine 
direkte Steuer ist und damit auch nur 
dem Bund zusteht, hat auch nur dieser 
darüber zu entscheiden. Der Antrag hat 
damit eine sofortige Durchsetzungs-
möglichkeit.
Von dem daraus entstehenden Entlas-
tungseffekt profitieren alle sofort; nicht 
nur die einzelnen Privatpersonen, son-
dern auch die Unternehmen. Dies hat 
eine positive Wirkung auf die Kaufkraft 
und die Investitionsbereitschaft der Un-
ternehmer für ein starkes Deutschland. 
Eine Etappenlösung dagegen führt le-
diglich zu höheren Verwaltungskosten 
und ist aus den oben genannten Grün-

den nicht mehr notwendig.
Nach der Einsatzbereitschaft der Be-
völkerung in den letzten Jahren ist die 
sofortige und vollständige Abschaffung 
das richtige Signal an den Steuerzahler, 
so der Vorsitzende Hackenjos.
Der Solidaritätszuschlag wurde auf ein-
mal eingeführt und ist damit auch wie-
der auf einmal abzuschaffen! Bei der 
aktuellen Steuereinnahmesituation ist 
auch kein ersichtlicher Grund für eine 
Etappenlösung erkennbar.

Angelika Harm, angelika.harm@mit-bw.de,  

www.mit-bw.de  

Daniel Hackenjos, 

Landesvorsitzender MIT-BadenWürttemberg

MIT Baden-Württemberg

Dold Holzwerke GmbH

Buchenbach
Talstraße 9 · 79256 Buchenbach · Tel. 0 76 61 / 39 64-0 · www.dold-holzwerke.com

Innovation in Holz.

Wir veredeln Holz
aus heimischen
Wäldern.

Schnittholz
Massivholzplatten 
Hobelware
Pellets / Bioenergie

Weitere Infos:
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MIT-Vorstandsklausur in Köln mit Laschet und Lammert

Linnemann: „Staat muss 
Dienstleister und Ermöglicher 
werden“

Die Mittelstands- und Wirtschaftsver-
einigung der CDU/CSU (MIT) hat auf 
ihrer Bundesvorstandsklausur in Köln 
ihre Vorschläge für das Wahlprogramm 
der Union und die Forderungen an die 
nächste Bundesregierung beschlossen. 
Der MIT-Bundesvorstand verabschiede-
te einen Leitantrag, der unter dem Mot-
to „Mehr Markt Wirtschaft“ die sechs 
größten wirtschaftspolitischen Heraus-
forderungen aus MIT-Sicht aufgreift. So 
fordert die MIT eine faire Besteuerung 
von Bürgern und Unternehmen mit deut-
lichen Steuersenkungen, eine Moder-
nisierung des Arbeitsmarkts und eine 
marktwirtschaftliche Neuausrichtung 
der Energie- und Klimapolitik. Zudem will 
sich die MIT Deutschland zur „Digitalre-
publik Nummer 1“ in Europa entwickeln 
und präsentiert konkrete Vorschläge zum 
Bürokratieabbau und zur Effizienzsteige-
rung der öffentlichen Verwaltung. „Die 
nächste Bundesregierung muss dafür 
sorgen, dass der Staat Dienstleister und 
Ermöglicher für Bürger und Unterneh-
men wird und sie in ihren Freiheiten nicht 
weiter einschränkt“, sagte MIT-Bundes-
vorsitzender Carsten Linnemann. Außer-
dem beschloss der Bundesvorstand, sich 
dem Thema „Sicherheit als Standortfak-
tor“ zu widmen. Eine Arbeitsgruppe soll 

dazu in den kommenden Wochen Vor-
schläge erarbeiten. 
 
Unter dem Titel „Der Kompass – Soziale 
Marktwirtschaft für das 21. Jahrhundert“ 
hat der MIT-Bundesvorstand zudem ei-
nen Grundsatzprogrammentwurf be-

MIT Bund

Die Mitglieder des Bundesvorstands

Dr. Carsten Linnemann MdB

Jens Spahn MdB
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MIT Bund

schlossen. Das Grundsatzprogramm soll 
auf dem Bundesmittelstandstag im Sep-
tember verabschiedet werden. Es wäre 
das erste Grundsatzprogramm in der gut 
60-jährigen Geschichte der Parteiverei-
nigung. „Der 51 Seiten starke Entwurf 
greift nicht nur die grundlegenden Werte 
der MIT auf, wie Würde, Freiheit und Ver-
antwortung, sondern auch die Grundsät-
ze der Sozialen Marktwirtschaft“, sagte 
Thomas Köster, Vorsitzender der Grund-
satzprogrammkommission. Rund zwei 
Jahre arbeitete die Kommission an dem 
Programm, an dem sich alle MIT-Mitglie-
der beteiligen konnten.
 
Der nordrhein-westfälische CDU-Spit-
zenkandidat zur Landtagswahl und Vi-
ze-Vorsitzende der CDU Deutschlands, 
Armin Laschet, gab bei seiner Rede be-
kannt, den Landesvorsitzenden der MIT 

NRW, Hendrik Wüst, in das Kompetenz-
team der CDU NRW zur Landtagswahl 
zu berufen. Wüst wird die Gespräche 
der CDU nach der Wahl bei möglichen 
Koalitionsverhandlungen zum Thema 
Wirtschaft führen. Linnemann begrüßte 
die Entscheidung: „Wir freuen uns, dass 
Hendrik Wüst das wirtschaftspolitische 
Gesicht der CDU zur Landtagswahl wird. 
Hendrik Wüst steht für Klartext und er 
besetzt Zukunftsthemen wie die Digita-
lisierung des Mittelstands.“
 
Am zweiten Klausurtag sprach Bundes-
tagspräsident Norbert Lammert über das 
Verhältnis von Politik und Wirtschaft. 
Lammert kritisierte die drohende Aufblä-

hung des Bundestags. Zudem äußerte er 
massive Bedenken zur Neuordnung der 
Bund-Länder-Finanzbeziehungen.
 
Die Mittelstands- und Wirtschaftsverei-
nigung von CDU und CSU (MIT) ist mit 
mehr als 25.000 Mitgliedern der stärks-
te und einflussreichste parteipolitische 
Wirtschaftsverband in Deutschland. Die 
MIT vertritt die Interessen der Mittel-
ständler und setzt sich für mehr Unter-
nehmergeist in der Politik ein.
 

Hubertus Struck, struck@mit-bund.de,  

www.mit-bund.de  

Dr. Carsten Linnemann MdB, Armin Laschet MdL, Hendrik Wüst MdL, Dr. Volker Leienbach, PKV

Margarete Reiser, Oliver Zander, Ulla Müller-Eisenhardt, Bundestagspräsident Prof. Dr. Norbert Lammert MdB
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Staatsintervention hilft  
langfristig nicht weiter

Der Insolvenzantrag des größten So-
larmodulherstellers in Deutschland, der 
Solarworld AG mit rund 3.000 Mitarbei-
tern ist ein schwerer Schlag. Er ermöglicht 
einen tiefen Blick auf die Wirkung staatli-
cher Einmischung in die Marktwirtschaft. 

1.	Am Anfang standen 1991 das Stro-
meinspeisegesetz und später das Er-
neuerbare-Energien-Gesetz (EEG), das 
Mindestpreise und Abnahmegarantien 
für Wind- und Solarstrom verbindlich 
regelte. Die Folge von Mindestpreisen 
ist aus der Ökonomie bekannt. Werden 
Produkte durch staatliche Mindestprei-
se und Abnahmegarantien gefördert, 
die oberhalb der Marktpreise liegen, 
entsteht ein Überangebot. Milchseen in 
der Landwirtschaft der damaligen Euro-
päischen Gemeinschaft und der Erhalt 
des unrentablen Steinkohlebergbaus in 
Deutschland sind historische Beispie-
le dafür. Die dadurch früh in den Markt 
tretenden heimischen Unternehmen 
verhalten sich in einem solchen Umfeld 
meist innovationshemmend und träge. 
Sie glauben, ihnen könnte nichts passie-
ren. In einem globalen Markt drängen 
dann aber neue Marktteilnehmer in den 
staatlich gelenkten Markt, weil auch sie 
von den Mindestpreisen und Abnahme-
garantien profitieren wollen. 

2.	In diesem Umfeld rufen die heimischen 
Unternehmen nach Schutzzöllen. Die 

Importeure von preiswerteren Solarmo-
dulen, hieß es etwa, würden vom dorti-
gen Staat subventioniert und könnten 
mit Dumpingangeboten agieren. Die 
Argumentation ist dann meist von Er-
folg gekrönt. So auch bei Solarworld, das 
zwar auch staatliche Fördergelder und 
Subventionen des Landes Thüringen in 
dreistelliger Millionenhöhe erhalten hat – 
aber dabei sei es ja um den Erhalt der Ar-
beitsplätze in meist strukturschwachen 
Regionen gegangen. 

3.	Eine breite Allianz von europäischen Her-
stellern intervenierte bei der EU wegen 
der vermeintlichen Wettbewerbsverzer-
rung durch Konkurrenten außerhalb der 
EU. Daraufhin verhängte die EU Straf-
zölle von fast 48 Prozent auf chinesische 
Solarmodule, die bis heute gelten. Gehol-
fen hat das alles nichts. Heute behauptet 
Solarworld, chinesische Hersteller hätten 
zur Umgehung dieser Zölle ihre Produk-
tion teilweise in chinesische Nachbarlän-
der verlagert.

4.	Das EuGH hat die Klage chinesischer 
und europäischer Unternehmen gegen 
die Schutzzölle zurückgewiesen. Schon 
die Tatsache, dass nicht nur chinesische, 
sondern auch europäische Unterneh-
men gegen die Schutzzölle klagten, zeigt 
den Irrsinn dieser Abschottung. Diese 
verhindert letztlich, dass Häuslebauer 
in Deutschland und Europa preiswerte-
re Solarmodule montieren können. Sie 

werden faktisch gezwungen mehr zu 
bezahlen, nur um die Arbeitsplätze bei 
heimischen Solarmodulhersteller zu för-
dern.

5.	Diese Firmen mögen argumentieren, dass 
dies doch für den Erhalt heimischer Ar-
beitsplätze, wodurch hier Steuern und So-
zialabgaben bezahlt werden, sinnvoll und 
richtig sei. Doch das ist zu kurz gesprun-
gen. Es unterstellt nämlich, dass der Häus-
lebauer nur eine Verwendung für sein 
Geld hätte. Aber so ist es nicht. Zahlt er 
weniger für seine Solaranlage, dann kann 
er mit dem eingesparten Geld in andere 
Dinge investieren. Vielleicht in ein neues 
Bad, das Handwerkern in seiner Region 
einen Auftrag bringt. Oder ein anderes 
Auto, das ihm vom Händler aus seinem 
Ort verkauft wird. Oder es ermöglicht 
ihm, seinen Kindern eine bessere Ausbil-
dung zu ermöglichen.

Stephan Werhahn, stephan@werhahn-anwalt.de, 

www.mit-alb-donau-ulm.de

Stephan Werhahn,  
Kreisvorsitzender MIT Alb-Donau/Ulm

Wirtschaft
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mit noch präziseren Werkzeugen.
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VDMA Baden-Württemberg: 

Globalen Herausforderungen  
erfolgreich begegnen

•	 Festakt zum 125-jährigen Bestehen 
des VDMA 

•	 Digitalisierung als Wachstumstreiber 
im Maschinenbau 

•	 Protektionismus wird klare Absage er-
teilt 

Stuttgart, 11. Mai 2017 – „Der Maschi-
nen- und Anlagebau ist nach wie vor 
einer der führenden Industriezweige 
Deutschlands. Das Herz dieses Indust-
riezweigs schlägt nirgendwo anders als 
hier bei uns in Baden-Württemberg“, so 
Ministerpräsident Winfried Kretschmann 
vor rund 360 Gästen in der Stuttgarter 
Staatsgalerie. „Der VDMA trägt maßgeb-
lich dazu bei, die Brücke zu schlagen zwi-
schen der Tradition und der notwendigen 
Innovationskraft, um die Zukunftsfähig-
keit des baden-württembergischen Ma-
schinen- und Anlagebaus zu sichern und 
auszubauen“, sagte Kretschmann. 
Die Ministerin für Wirtschaft, Arbeit und 
Wohnungsbau in Baden-Württemberg, 
Dr. Nicole Hoffmeister-Kraut, sieht in der 
Digitalisierung das entscheidende Mittel, 
die Zukunftsfähigkeit Baden-Württem-
bergs als führende Innovationsregion 
Europas zu sichern. „Unsere Maschinen- 
und Anlagenbauer im Land sind Vorreiter 
für die intelligent vernetzte Produktion 
und Leitanbieter von Lösungen für die 

Smart Factory“, erläuterte die Wirt-
schaftsministerin. ‚Industrie 4.0‘ sei ein 
Wachstumstreiber – gerade für den Aus-
bau der Erschließung von Auslandsmärk-
ten. „Wir müssen uns aber dafür stark 
machen, dass unsere Unternehmen welt-
weit faire Wettbewerbsbedingungen 
vorfinden“, betonte Hoffmeister-Kraut. 

Nicht Getriebene sondern Treiber 
Die Politik in der Verantwortung sieht 

auch VDMA-Präsident Carl Martin Wel-
cker. „Die Digitalisierung wird unsere 
Industrie verändern. Der VDMA steht 
seinen Unternehmen zur Seite, damit 
sie nicht Getriebene, sondern Gestalter 
der Entwicklung sind“, sagte Welcker. 
Der Weg zur Industrie 4.0 führe dabei 
nicht nur über die Unternehmen, auch 
die Politik sei gefordert, eine geeignete 
Infrastruktur sowie Datensicherheit und 
einen vernünftigen Rechtsrahmen zu 
schaffen. 

Protektionismus schadet allen 
Für die Maschinenbauer von enormer 
Bedeutung ist der Erhalt des Freihandels, 
setzte der Vorsitzende des VDMA Ba-
den-Württemberg, Dr. Mathias Kammül-
ler, den Tenor für das zweite große Thema 
des Abends. Drei von vier Produkten der 
Maschinenbauer in Deutschland werden 
exportiert, gut 600.000 Arbeitsplätze im 
Maschinenbau hängen vom Auslandsge-
schäft ab. Das Offenhalten der Auslands-
märkte sei deshalb essenziell – auch für 
die Kunden in aller Welt. „Protektionis-
mus und Abschottung schaden nicht nur 

Wirtschaft
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dem deutschen Maschinen- und Anlagenbau selbst, sondern 
auch seinen Abnehmern und ihrer Wettbewerbsfähigkeit. Wir 
müssen die deutliche Botschaft senden: Freihandel steht für 
Wohlstand“, betonte Kammüller. 

Auftragseingänge seit Jahresbeginn mit kräftigem Zuwachs 
Trotz internationaler Herausforderungen befindet sich der 
baden-württembergische Maschinenbau auf der Erfolgsspur, 
wichtige Impulse kommen derzeit insbesondere aus dem Aus-
land. „Wir sind optimistisch, was die wirtschaftliche Entwick-
lung im laufenden Jahr angeht“, resümierte Kammüller. 
In den Monaten Januar bis März 2017 verzeichneten die Auf-
tragseingänge im baden-württembergischen Maschinenbau 
einen Zuwachs von 13 Prozent im Vergleich zum Vorjahreszeit-
raum. Im Gesamtjahr 2016 hatten die Maschinenbauer in Ba-
den-Württemberg laut Statistischem Landesamt einen Umsatz 
von 76,3 Milliarden Euro erzielt.

saskia.fath@vdma.org, www.vdma.org/bawue  

(v. l.) Dr. Dietrich Birk, Geschäftsführer VDMA Baden-Württemberg, Carl 
Martin Welcker, VDMA-Präsident, Wirtschaftsministerin Dr. Nicole Hoffmeis-
ter-Kraut MdL, Ministerpräsident Winfried Kretschmann MdL, Dr. Mathias 
Kammüller, Vorsitzender des VDMA Baden-Württemberg, Thilo Brodtmann, 
VDMA-Hauptgeschäftsführer� Bildquelle: VDMA Hidden Technology:
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IHK: Betriebe toppen Lage-Rekord vom Jahresbeginn

Beschäftigungspläne werden nochmals  
ausgebaut

„Die Unternehmen in der Region Stutt-
gart haben den Rekord bei der Bewer-
tung ihrer eigenen Lage schon nach 
vier Monaten gebrochen und nochmals 
übertroffen“, sagt Andreas Richter, 
Hauptgeschäftsführer der Industrie- 
und Handelskammer (IHK) Region Stutt-
gart. Laut aktueller IHK-Frühjahrsum-
frage, an der rund 920 Unternehmen 

aller Branchen und Größenklassen im 
Ballungsraum Stuttgart mitwirkten, 
haben sich die Erwartungen der meis-
ten Befragten vom Jahresanfang er-
füllt. Die gute Entwicklung der globalen 
Wirtschaft, vor allem das Wachstum in 
Asien, die robuste US-Konjunktur und 
der günstige Euro-Dollar-Kurs haben 
die Nachfrage nach Produkten und 
Dienstleistungen aus der Region Stutt-
gart nochmals ansteigen lassen. Hinzu 
kommen die Erholung in der Eurozone 
und die anziehende Binnennachfrage in 
Deutschland. Das wirkt sich auch posi-

tiv auf die Beschäftigungspläne hiesiger 
Unternehmen aus.

Der Umfrage zufolge bewerten 57 Pro-
zent der Betriebe ihre Lage gut – eine 
Steigerung um 3 Prozentpunkte gegen-
über Jahresbeginn. Befriedigend beur-
teilen knapp 40 Prozent (Jahresbeginn: 
41 Prozent) ihre Geschäftslage, nur 3,5 

Prozent sind unzufrieden (Jahresbeginn: 
fünf Prozent).

Vor allem die Industrie meldet eine 
merklich verbesserte Geschäftslage. 
Der Anteil der Industriebetriebe mit gu-
ter Lage ist in den letzten vier Monaten 
von 50 auf rund 58 Prozent gestiegen. 
Auch im Großhandel sowie im Einzel-
handel hat die Zufriedenheit mit dem 
Geschäftsverlauf sehr deutlich zuge-
nommen. Dagegen gibt es bei Dienst-
leistern Unterschiede in der Lagebewer-
tung. Während Berater und IT-Services 

sich mehrheitlich in guter Lage sehen, 
fallen die Urteile der Dienstleister im 
Finanzsektor, in Verkehrswirtschaft so-
wie Hotel- und Gaststättengewerbe un-
günstiger aus als noch am Jahresanfang.
Bei den meisten regionalen Betrieben 
ist allerdings die Zuversicht für die 
nächsten zwölf Monate ungetrübt. Die 
Mehrheit der Befragten, nämlich 56 

Prozent, rechnet mit gleichbleibender 
Geschäftsentwicklung (Jahresbeginn: 
62 Prozent). Ein gutes Drittel traut sich 
eine weitere Verbesserung ihrer Ge-
schäftsentwicklung zu (Jahresanfang: 
31 Prozent). Pessimistisch ist jedes 
zehnte Unternehmen. Vor vier Monaten 
war es jedes zwölfte.

Die Auftragslage hat sich nochmals 
verbessert: mehr als 40 Prozent der 
befragten Betriebe melden steigende 
Auftragseingänge. Über ein Drittel der 
Unternehmen in der Region wollen zu-

Wirtschaft
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Sagen Sie Ihre MeinungSchreiben Sie uns einen Leserbrief

So erreichen Sie uns:
Mittelstands- und Wirtschaftsvereinigung der CDU Baden-Württemberg (MIT)
Stammheimer Str. 10, 70806 Kornwestheim 
E-Mail: info@mit-bw.de

Ihre Meinung, Ihre Anregungen – all das ist uns sehr 
wichtig. Senden Sie uns Ihr Feedback zu aktuellen 
Ereignissen und Themen, die Ihnen am Herzen liegen.

Ihr Einverständnis vorausgesetzt, behalten wir uns vor, Leserbriefe im Wirtschaftsforum zu veröffentlichen.

dem in den nächsten zwölf Monaten 
mehr in Deutschland investieren als im 
zurückliegenden Jahr. Auch in der Indus-
trie hat bei einem Anteil von mehr als 40 
Prozent der Unternehmen die Investiti-
onsbereitschaft zugenommen.

Die regionale Exportwirtschaft bleibt 
zuversichtlich. Mehr als 40 Prozent der 
auslandsaktiven Unternehmen gehen 
von steigenden Exporten aus, 48 Pro-
zent wollen ihren Level halten, 11 Pro-
zent rechnen mit Rückschlägen. „Der 
kaum zu bremsende Export vor allem 
der produzierenden Unternehmen zeigt, 
dass entgegen allen protektionistischen 
Tendenzen unsere Produkte in aller Welt 
stark nachgefragt werden“, so Richter. 
Es sei zwar richtig, dass die deutschen 
Exportüberschüsse hoch sind. „Solche 
Überschüsse sind jedoch ebenso wenig 
wie Defizite per se gut oder schlecht, 
denn letztendlich sind beide das Ergeb-
nis autonomer Entscheidungen von Kon-
sumenten und Produzenten“, sagt der 
IHK-Hauptgeschäftsführer.

Nochmals angestiegen sind auch die 
Beschäftigungspläne der meisten Um-
frageteilnehmer. Rund 30 Prozent der 
befragten Betriebe wollen zusätzliches 
Personal einstellen – ein Plus von 2 Pro-
zentpunkten gegenüber Januar. Knapp 
60 Prozent wollen ihre Belegschaften 

konstant halten und nur 13 Prozent (mi-
nus eineinhalb Prozentpunkte) müssen 
Personal abbauen.

Allerdings befürchten viele Personal-
chefs, dass sie nicht alle freien Stellen 
werden besetzen können. Demzufolge 
sieht mehr als die Hälfte der befragten 
Betriebe im Fachkräftemangel das größ-
te Geschäftsrisiko. Das sind 5 Prozent-
punkte mehr seit Jahresbeginn.

Trotz insgesamt weiterhin guter Kon-
junkturperspektive appelliert Richter 
an die Politik, dass im Bundestags-Wahl-
kampf keine Debatten wie zum Beispiel 
über eine sogenannte Reichensteuer die 
Oberhand gewinnen, was Betriebe ver-
unsichern könnte.

Anke Seifert, anke.seifert@stuttgart.ihk.de,  

www.stuttgart.ihk24.de  
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Prof. Dr. Wolfgang Reinhart MdL Vorsitzender der CDU-Landtagsfraktion 

CDU-Fraktion als Motor und 
Impulsgeber im Land

Nach der Landtagswahl 2016 ist die 
CDU-Landtagsfraktion erstmals in der 
Landesgeschichte eine Koalition mit den 
Grünen eingegangen. Nach einem Jahr 
intensiver und erfolgreicher Zusammen-
arbeit steht fest: Die CDU-Landtagsfrak-
tion ist der Motor und der Impulsgeber in 
der grün-schwarzen Koalition. Sie ist die 
starke und verlässliche Kraft im Landtag, 
die sich um die Substanz des Landes küm-
mert und der es um die Zukunftsfähigkeit 
Baden-Württembergs geht. 
CDU wirkt. Wir haben unsere Themen und 
Positionen im Interesse des Landes und 
seiner Bürgerinnen und Bürger sichtbar 
und wirksam eingebracht und durchge-
setzt. In ihrer täglichen Arbeit geht es den 
42 CDU-Abgeordneten vor allem um eine 
zentrale Frage: Was ist zu tun, damit Ba-
den-Württemberg auch 2025 und darüber 
hinaus noch zu den erfolgreichsten und le-
benswertesten Regionen der Welt gehört? 
Für die Zukunft des Landes stehen 
für uns vor allem die Themen Bildung, 
Wirtschaftskraft und Sicherheit im Mit-
telpunkt unserer Politik. Wir machen 
Baden-Württemberg mit einer klaren Si-
cherheitsoffensive zum sichersten Land 
in Deutschland. Mit neuen Stellen und 
moderner Ausrüstung für die Polizei und 
mit der Stärkung von Justiz und Verfas-
sungsschutz haben wir für die innere 

Sicherheit in einem Jahr schon mehr er-
reicht als die Vorgänger-Koalition in der 
gesamten letzten Wahlperiode. 
Nach Jahren der ideologischen Bildungs-
experimente sorgen wir dafür, dass an 
unseren Schulen endlich wieder Leistung, 
Qualität und Erfolg zählen. Das Ziel heißt: 
Baden-Württemberg muss zurückkehren 
in die Spitzengruppe der Bildungstabelle! 
Wichtige Schritte auf diesem anspruchs-
vollen Weg sind wir bereits gegangen: 
Lesen, Schreiben Rechnen in den Grund-
schulen haben wir mit zusätzlichen Stun-
den verstärkt. Unser Konzept zur Stär-
kung der Realschule als zentrale Säule 
des Bildungswesens ist ein bildungspoli-
tischer Meilenstein. Die Grundschulemp-
fehlung haben wir wieder aufgewertet.
Wir fördern Gründergeist und Innovatio-
nen für das High-Tech-Land Baden-Würt-
temberg mit neuen Förderimpulsen für 
Start-ups. Wir gestalten den digitalen 
Wandel, ergreifen die Chancen von In-
dustrie und Arbeit 4.0 und steigen ein in 
die automobile Zukunft. Wir kämpfen für 
eine moderne Infrastruktur mit leistungs-
fähigen Datenautobahnen und mehr In-
vestitionen in unser Straßennetz. Denn 
Wachstum und Wohlstand brauchen 
Wege – real wie digital, in den Städten 
ebenso wie in unseren starken ländlichen 
Räumen. Mehr Mittel als je zuvor für die 

Wohnraumförderung und der Pakt für 
Integration stehen für unsere Politik für 
den Zusammenhalt in der Gesellschaft 
Und nicht zuletzt: Wir sorgen für einen 
Landeshaushalt, der auf Dauer ohne neue 
Schulden auskommt. 
Zu all diesen Zielen haben wir in der 
noch jungen Wahlperiode wichtige und 
weitreichende Akzente gesetzt und Ent-
scheidungen getroffen. Die Leistungs-
bilanz nach einem Jahr Parlaments- und 
Regierungsbeteiligung stimmt. Es ist gut 
für Land und Leute, dass die CDU in Ba-
den-Württemberg wieder regiert

Ihr Prof. Dr. Wolfgang Reinhart MdL
Vorsitzender der CDU-Fraktion im Land
tag von Baden-Württemberg

Thomas Oeben,  

thomas.oeben@cdu.landtag-bw.de,  

www.fraktion.cdu-bw.de  

Landespolitik
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Fabian Gramling MdL - Bericht 
aus dem Landtag

Wirtschaft 4.0 
gelingt nicht 
mit Arbeits-
recht 1.0

Wir erleben aktuell einen Umbruch in der 
Arbeitswelt – und die Dimension wird je-
nen der Industrialisierung in nichts nach-
stehen. Das ist ein schleichender Prozess, 
der stetig an Geschwindigkeit zunehmen 
wird. Die grundlegenden Fragen sind: 
Wie, wo und was werden wir in Zukunft 
arbeiten? Der Wandel der Arbeitswelt 
wird neue, attraktive Arbeitsplätze schaf-
fen, welche durch flexible Arbeitszeitkon-
ten und neue lebensphasenorientierte 
Arbeitszeitmodelle zu mehr Innovation 
und Produktion, aber vor allem zu mehr 
Lebensqualität führen werden. Die Fle-
xibilisierung der Arbeitszeit ist ein not-
wendiger Schritt, um auf die Herausfor-
derungen des digitalen Wandels in der 
Arbeitswelt reagieren zu können. Es ist 
unsere Aufgabe, auf die sich ändernden 
Rahmenbedingungen die passenden Ant-
worten zu finden. Die CDU-Landtagsfrak-
tion setzt daher in den kommenden Mo-
naten einen Schwerpunkt ihrer Arbeit auf 
das Thema Arbeit 4.0. In diesem Zusam-
menhang wollen wir uns neben der Wei-
terbildung auch mit der Flexibilisierung 
der Arbeitszeit und den verschiedenen 
Arbeitszeitmodellen auseinandersetzen.
So individuell die Menschen in unserem 
Land sind, so individuell werden in Zu-
kunft auch die Arbeitszeitmodelle aus-
sehen. Mitarbeiter sind bereits heute 
nicht mehr per se an den Schreibtisch im 
Büro gebunden. Sie können ihre Aufga-
ben dank digitaler Endgeräte von überall 
erledigen. Ob infolge von Homeoffice, 
vom heimischen Esstisch oder vom Café 
nebenan. Dank der flexiblen Modelle 
kann man nachmittags das Büro früher 
verlassen, sein Kind von der Schule oder 
der Kita abholen und sich am Abend 
noch einmal an den Laptop setzen. Das 

liegt gleichermaßen im Interesse von Ar-
beitnehmern und Arbeitgebern. Ich habe 
mich daher auch über den jüngsten Vor-
stoß des Bundesfinanzministers Wolf-
gang Schäuble gefreut. Dieser hat im 
Kreise von Gastronomen gefordert, dass 
das Arbeitszeitgesetz flexibilisiert wer-
den muss. Leider warten wir aktuell auf 
einen entsprechenden Gesetzesentwurf 
der Bundesarbeitsministerin Nahles. Der 
Gesetzesentwurf ist zwar seit Wochen 
angekündigt, aber es scheint so, als ob 
Nahles und die SPD statt inhaltlicher De-
batte, lieber mit den Zukunftssorgen der 
Menschen Wahlkampf machen möchten. 
Die Positionierung unserer Landeswirt-
schaftsministerin Dr. Nicole Hoffmeis-
ter-Kraut ist daher umso erfreulicher. 
Sie will tarifliche Öffnungsklauseln be-

ziehungsweise nicht-tarifgebundenen 
Unternehmen mehr Flexibilität durch 
Betriebsvereinbarungen ermöglichen. 
Außerdem hat sie die „Initiative Wirt-
schaft 4.0“ gestartet, da die aktuelle 
Entwicklung insbesondere für das Inno-
vationsland Baden-Württemberg große 
Chancen birgt. Bereits heute können 
ganze Produktionsabläufe in der Ferti-
gung mit intelligenten Programmen ge-
steuert werden. Die Digitalisierung kann 
aber nur erfolgreich sein, wenn wir auf 
Wirtschaft 4.0 nicht mit Arbeitsrecht 1.0 
antworten.

Fabian Gramling MdL,  

fabian.gramling@cdu.landtag-bw.de,  

www.fabian-gramling.de  
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CDU spricht sich für Nachhaltigkeit aus 

Dialogforum „Nach-
haltiges Wirtschaften 
Baden-Württemberg 
geht voran“ 

Eine Landtagsfraktion, die nicht nur für eine erfolgreiche 
Wirtschaft einsteht, sondern genauso selbstverständlich für 
Nachhaltigkeit – entsprechend ihrem Leitziel zur Bewahrung 
der Schöpfung. Aus dieser Motivation heraus fand am 9. Mai 
2017 in Stuttgart ein gelungener Dialogabend der CDU-Frak-
tion statt. Ehrengast des Forums „Nachhaltiges Wirtschaf-
ten: Baden-Württemberg geht voran“ war Bundesminister 
a. D. Professor Dr. Dr. h.c. mult. Klaus Töpfer.

„Klaus Töpfer ist eine Persönlichkeit, die den Nachhaltigkeits-
gedanken mit seinem politischen Lebenswerk geradezu perso-
nifiziert“. So begrüßte der Gastgeber des Abends, der Frakti-
onsvorsitzende der CDU-Landtagsfraktion Prof. Dr. Wolfgang 

Reinhart MdL den Gastredner Klaus Töpfer.
Töpfer machte als Hauptredner des Abends seinem Ruf als in-
ternational anerkannter und geschätzter Umweltpolitiker alle 
Ehre. Launig aber fundiert, gespickt mit unterhaltsamen An-
ekdoten sprach er über die wirtschaftliche Globalisierung in 
Zeiten von „America First“ und „Brexit“. Viele seiner philoso-
phisch anklingenden Thesen und Überlegungen zur Nachhaltig-
keit drehten sich um die Notwendigkeit der Veränderung. Sei-
ne Meinung zu ändern, sei kein „Umfallen“, selbst dann nicht, 
wenn Entscheidungen irgendwann einmal genau anders gefällt 
worden seien. Es sei die Anerkennung der Tatsache, dass Dinge 
sich verändern und zeuge von dem Willen, es besser zu machen. 
Seine Worte waren ein Plädoyer für „Offenheit, nicht Starrheit“.
Die Energiewende nannte Klaus Töpfer als Beispiel dafür, wie 
Forschung, Entwicklung und Marktwirtschaft erfolgreich ein 
Energiesystem gestaltet hätten, von dem noch vor einigen Jah-
ren keiner geglaubt hätte, dass es funktionieren könne – sowohl 
ökologisch als auch aus ökonomischer Sicht. Eine klare Absa-
ge erteilte er staatlichen Subventionen. „Man muss Knappheit 
auch Knappheit sein lassen“, sagte Töpfer und betonte: „Solan-
ge wir subventionieren, investiert niemand in die Lösung der 
bestehenden Probleme“.
Auch Wirtschaftsministerin Dr. Nicole Hoffmeister-Kraut MdL 
betonte in ihrem Impulsvortrag, dass die große Bedeutung 
der Nachhaltigkeit für die Wirtschaft nicht heißen dürfe, von 
einem harten marktwirtschaftlichen Kompass abzuweichen. 
Insbesondere im Bereich der Verkehrspolitik sprach sich Hoff-
meister-Kraut für marktwirtschaftliche Lösungen anstelle von 
Verboten und Subventionen aus. In ihrer neuen Funktion als 
stellvertretende Vorsitzende des Nachhaltigkeitsbeirats des 
Landes werde sie sich mit Freude bei der Fortführung der Nach-
haltigkeitsstrategie durch die Landesregierung einbringen. 
Hoffmeister-Kraut betonte zudem, dass die Sicherung der Le-
bensgrundlagen neben wirtschaftlichem Erfolg auch einen Bei-
trag zum sozialen Frieden in einer Gesellschaft leisten würde. 
Moderne Wirtschaftspolitik sei deshalb, „ökonomisch, ökolo-
gisch und sozial“ und gehe über Energie- und Klimaschutzas-
pekte hinaus. 
Nachhaltigkeit und Wirtschaftlichkeit nicht mehr als Alter-
nativen zu sehen, sondern als Erfolg versprechende Verbin-
dung – das war der Grundtenor der Veranstaltung, auf den 

Paul Nemeth MdL

Landespolitik
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CDU-Fraktionsvorsitzender Reinhart das Publikum bereits in 
seinem Grußwort eingeschworen hatte. Nachhaltigkeit habe 
sich zu einem harten Wirtschaftsfaktor entwickelt und viele 
Unternehmen hätten sich im Rahmen des Leitbilds ganz neue 
Geschäftsfelder und Wertschöpfungsketten erschlossen, be-
tonte Reinhart. In der CDU habe die Nachhaltigkeitsidee eine 
dezidierte programmatische Tradition, immer auch verknüpft 
mit technologischer und ökonomischer Entwicklung, so der 
Fraktionsvorsitzende über seine Partei.
Dass die Vision des nachhaltigen Wirtschaftens von den Un-
ternehmen des baden-württembergischen Mittelstands, den 
Reinhart als „Joker im Wirtschaftspoker“ bezeichnete, bereits 
gelebt wird, zeigte sich auch in der anschließenden Diskussion 
mit dem Initiator des Abends, dem energiepolitischen Spre-

cher der CDU-Landtagsfraktion Paul Nemeth. Mit Nemeth und 
dem wirtschaftspolitischen Sprecher der CDU-Fraktion, Claus 
Paal MdL, beteiligten sich zwei Politiker an der Diskussion, die 
neben ihrer politischen Expertise viel Erfahrung aus der Praxis 
im Gepäck hatten. Paal bescheinigte den baden-württembergi-
schen Unternehmen, dass das Nachhaltigkeitsleitbild dort be-
reits angekommen sei, schlicht weil es sich rechne. Die nachhal-
tigen Zukunftsmärkte lägen insbesondere im Zusammenhang 
mit Umwelttechnik, Elektromobilität und Ressourceneffizienz. 
Auch Landtagskollege Nemeth sah Baden-Württemberg fach-
lich gerüstet für eine wirtschaftliche Weiterentwicklung im Sin-
ne der Nachhaltigkeit. Es gehöre zur baden-württembergischen 
DNA, erfolgreich aber nie zufrieden zu sein und immer besser 
werden zu wollen. Aus seiner Sicht müsse Baden-Württemberg 
besonders bei der Sektorenkopplung punkten, einem Bereich, 
der Effizienz und Innovation verspreche. „Baden-Württemberg 
kann sowas“, schloss Paul Nemeth mit einem motivierenden 
Appell an die Wirtschaft im Land. 

Paul Nemeth MdL,  

paul.nemeth@cdu.landtag-bw.de,  

www.paul-nemeth.de  

(v. l.) Claus Paal MdL, Paul Nemeth MdL, Wirtschaftsministerin Dr. Nicole 
Hoffmeister-Kraut MdL, Klaus Töpfer, Bundesumweltminister a. D. Fraktions-
vorsitzender der CDU Prof. Dr. Wolfgang Reinhart MdL
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Widerrufsbelehrung fehlerhaft

Darlehen auch heute noch  
erfolgreich widerrufen!

Top-Chance für Darlehensnehmer der 
Sparkassen und anderer Banken: Im 
Rahmen Baudarlehen und sonstige Ver-
braucherdarlehen, die zwischen dem 
11.06.2010 und dem 20.03.2016 ge-
schlossen wurden, kann auch heute häu-
fig noch ein sogenanntes „ewiges Wider-
rufsrecht“ bestehen!
Die Gründe: In einer Vielzahl von Darle-
hensverträgen wurde der Beginn der Wi-
derrufsfrist rechtswidrig wie folgt dekli-
niert: „Die Frist beginnt nach Abschluss des 
Verfahrens, aber erst, nachdem der Darle-
hensnehmer alle Pflichtangaben nach § 492 
Abs. 2 BGB (z. B. Angabe des effektiven Jah-
reszinses, Angabe zum einzuhaltenden Ver-
fahren bei der Kündigung des Vertrages, 
Angabe der für die Sparkasse zuständigen 
Aufsichtsbehörde) erhalten hat.“
Selbst ein etwaig vorhandener Verweis 
im Rahmen der Darlehensverträge auf 
die AGB, die ihrerseits auf das Preis-Leis-
tungs-Verhältnis Bezug nehmen, ist nicht 
ausreichend, zumal diese Formulare eben 
nicht Teil der Vertragsurkunde oder des 
Darlehensantrags sind, wie es aber die 
Widerrufsbelehrung voraussetzt.
Unter Verweis auf die Entscheidung des 
BGH vom 22.11.2016, XI ZR 434/15, und 
unter Bezugnahme auf die in der Muster-
widerrufsbelehrung nicht vorgesehenen 
Pflichtangaben in einem von der hiesigen 
Kanzlei in einem vergleichbaren Fall der feh-
lerhaften Benennung von Pflichtangaben 
verklagten Hamburger Sparkasse vertritt 

z. B. die 6. Zivilkammer des Landgerichts 
Hamburg, wie auch das Landgericht Offen-
burg – in einem weiteren diesseits beglei-
teten Verfahren – zu der Auffassung, die 
Widerrufsbelehrung sei irreführend, weil 
sie den Fristlauf für die Ausübung der Wi-
derrufsfrist nicht hinreichend deutlich defi-
niert. Vergleichbar entschied jüngst das LG 
Stuttgart (29 O 286/16, Urt. v. 29.07.2016)
Zum rechtlichen Hintergrund: Es handelt 
sich bei „der zuständigen Aufsichtsbe-
hörde“ eben gerade nicht um gesetzlich 
vorgesehene „Pflichtangaben“ nach § 492 
Abs. 2 BGB. Vielmehr ist von vertraglich 
vereinbarten Angaben auszugehen, ohne 
dass sich für den Darlehensnehmer die 
zuständige Aufsichtsbehörde aus der Ver-
tragsurkunde selbst ermitteln lässt. Dies 
vorausgeschickt, hat eine Vielzahl von Spar-
kassen und anderen Banken häufig nicht 
alle Voraussetzungen erfüllt, um das von 
ihr selbst vorgegebene Kriterium des Frist-
laufs/Fristbeginns wirksam in den Vertrag 
miteinzubeziehen. Hieraus resultiert die 
nicht ordnungsgemäße Belehrung über den 
Fristbeginn zur Ausübung des Widerrufs-
rechts. Die Widerrufsfrist hat damit noch 
nicht zu laufen begonnen und der Widerruf 
kann auch heute noch erklärt werden.
Auch Widerrufsbelehrungen der ING-Di-
Ba aus den Jahren 2011–2015 häufig 
rechtswidrig: Die ING-DiBa hat es in ei-
ner Vielzahl von Darlehensverträgen ver-
säumt, die Kreditlaufzeit in ihren Verträ-
gen anzugeben! Exemplarisch für dieses 

Fehlverhalten wurde in einem der von der 
hiesigen Kanzlei geprüften Verträge die 
Anzahl der Raten (im dortigen Vertrag 
160) nur auf den Zeitraum der Zinsbin-
dungsfrist (im dortigen Vertrag 15 Jahre) 
bezogen angegeben. Die Gesamtlaufzeit 
des Darlehensvertrages gehört jedoch zu 
den gesetzlichen Pflichtangaben!
Ziel des Darlehenswiderrufs ist die sofor-
tige Entlassung aus dem hoch verzinsten 
Altvertrag ohne Zahlung einer Vorfällig-
keitsentschädigung, verbunden mit der 
Möglichkeit der Refinanzierung zu Re-
kordtiefzinsen bei einer Drittbank und 
die Geltendmachung einer Nutzungs-
entschädigung auf erbrachte Zins- und 
Tilgungsleistungen in Höhe von 2,5 Pro-
zentpunkten über Basiszinssatz.
MPH Legal Services – Rechtsanwalt Dr. 
Martin Heinzelmann LL.M., Fachanwalt 
für Bank- und Kapitalmarktrecht – ver-
tritt Darlehensnehmer bundesweit er-
folgreich gegenüber Sparkassen, privaten 
Kreditinstituten und Genossenschafts-
banken in Darlehenswiderrufsfällen.

Martin Heinzelmann,  

mph@heinzelmann-legal.eu, www.mph-legal.de  

Dr. Martin Heinzelmann

Gesetzesnews

Kaiser-Joseph-Straße 251 · D-79098 Freiburg  |  www.franz-ritter.de

Kooperation
Lösungsorientierte und außergerichtliche Streitbeilegung bei 
Konfl ikten in den Bereichen Wirtschaft und Kapitalanlagen.

Eine Mediation setzt auf einvernehmliche Lösungen. 
Schnell, effi zient & rechtsverbindlich.

Ausgabe 05/2011_MIT  Wirtschaftsforum_Format 118 x 48

Mediation       
Anstatt Konfrontation 

FRANZ X. RITTER · Mediation
Rechtsanwal t  |  Mediator  |  Bank-  und Wir tschaf ts recht  |  Güteste l le Hier geht es zur 

www.mit-bw.de
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Wann liegt eine AGB-Klausel vor?

Häufig geht es im Geschäftsverkehr um 
die Frage, wann eigentlich eine vorfor-
mulierte, einseitig gestellte Vertragsbe-
dingung vorliegt, die als allgemeine Ge-
schäftsbedingung (AGB) einer besonderen 
gesetzlichen Inhaltskontrolle unterliegt. 

Einseitig gestellt oder individuell 
ausgehandelt?
Oder andersherum: Wann gilt eine zwar 
einseitig gestellte Vertragsklausel als 
zwischen den Parteien individuell aus-
gehandelt, so dass das Vorliegen einer 
AGB-Klausel zu verneinen ist? Und wel-
che Voraussetzungen sind im Einzelnen 
an das individuelle Aushandeln einer 
Vertragsklausel zu stellen? In einer neu-
eren Entscheidung des BGH (Urteil vom 
20.01.2016, Az. VIII ZR 26/15) ging es 
um eben diese Frage. 

Reicht die Möglichkeit zur Mitteilung 
von Änderungswünschen?
In dem BGH-Fall hatte ein pharmazeu-
tisches Unternehmen erfolglos die Auf-
fassung vertreten, dass es sich bei dem 
einem Arzneimittelgroßhändler über-
mittelten Mustervertrag nicht um AGB 
handele, sondern vielmehr um einen 
individuell ausgehandelten Vertrag. Als 
Begründung verwies das Unternehmen 
darauf, dass der Vertrag mit dem Zu-
satz übersendet worden sei, eventuelle 
Anmerkungen oder Änderungswünsche 
könnten dem Unternehmen mitgeteilt 
werden. 

Oder muss tatsächlich eine Durchset-
zung von Änderungen realistisch sein?
Der BGH führt unter Hinweis auf sei-
ne bisherige Rechtsprechung aus, dass 
zwar ein „Stellen von Vertragsbedin-
gungen“ nicht vorliegt, wenn der Ver-
tragspartner bei der Auswahl der vor-
formulierten, in Betracht kommenden 
Vertragstexte  frei ist und insbesondere 
die Gelegenheit erhält, eigene Textvor-
schläge als Alternativen einzubringen. 
Es müsse jedoch die tatsächliche Mög-
lichkeit bestehen, eigene Vorschläge 
auch durchsetzen zu können. Allein die 
Gelegenheit, zu vorformulierten Ver-
tragsbedingungen Änderungswünsche 
mitteilen zu können, führe nicht zu ei-
ner realistischen Chance, Alternativvor-
schläge auch tatsächlich durchsetzen zu 
können. 

Fazit:
Sicherlich ist es nachvollziehbar, dass 
ein lapidarer Hinweis auf die Möglich-
keit einer Unterbreitung von Ände-
rungsvorschlägen - ohne Berücksich-
tigung der tatsächlich bestehenden 
Verhandlungspositionen und Einfluss-
möglichkeiten- nicht ausreicht, um sich 
der AGB-Kontrolle zu entziehen. Durch 
die obige Entscheidung des BGH hat das 
im europäischen Vergleich eher stren-
ge deutsche AGB-Recht aber nochmals 
eine Verschärfung erfahren. 
Verwender von Musterverträgen sollten 
sich also darüber im Klaren sein, dass 

an ein individuelles Aushandeln strenge 
Anforderungen gestellt werden. 

Berthold Straetmanns, dmp@derra-ul.de,  

www.derra.eu  

Gesetzesnews
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MIT - Stellenanzeige

 

Die Mittelstands- und Wirtschaftsvereinigung (MIT) ist der wirtschaftspolitische Flügel der 
CDU  Baden-Württemberg und vertritt schwerpunktmäßig die Interessen des Mittelstandes. Als 
organisatorischer Zusammenschluss von wirtschaftspolitisch interessierten Personen, 
insbesondere von Unternehmern, Handwerkern, Gewerbetreibenden, Landwirten, Angehörigen 
der freien Berufe, leitenden Angestellten sowie von verantwortlich Tätigen in Wirtschaft und 
Verwaltung vertreten wir mit unseren über 3.200 Mitgliedern alleine in Baden-Württemberg, die 
Interessen eines breiten Spektrums der in Baden-Württemberg ansässigen mittelständischen und 
meist familiengeführten Unternehmen.  

Neben der Unterstützung unserer ehrenamtlich tätigen Kreis-, Bezirks- und Landesvorstände, 
sowie den umfangreichen Serviceleistungen für unsere Mitglieder bietet die Arbeit in unserer 
Geschäftsstelle noch die besondere Herausforderung, dass wir in vollkommener Eigenregie in Form 
des WIRTSCHAFTSforums ein Magazin für unsere Mitglieder und die Entscheider in unserem Land 

herausgeben. 

Als Verstärkung für unsere Geschäftsstelle suchen wir eine/n 

Office Manager/in – halbtags – Stuttgart/Kornwestheim 
mit einer Affinität für politische Arbeit und die Mitarbeit und Unterstützung der dazugehörigen 
Gremien. 

Ihr Aufgabengebiet würde folgende Bereiche umfassen: 

• Redaktionsarbeit für unser Mitgliedermagazin WIRTSCHAFTSforum 

• Anzeigen- und Autorenmanagement 

• Anzeigenakquise 

• Mitgliederbetreuung und -verwaltung 

• Eigenständiges Erledigen von Korrespondenz 

• Mitarbeit in der Organisation von Mitgliederversammlungen und Veranstaltungen 

• Allgemeine Sekretariats- und Büroarbeiten 

Arbeiten Sie ganz oben mit und tragen Sie direkt dazu bei, dass die Arbeit der MIT  Baden-
Württemberg erfolgreich Einfluss nimmt auf die politische Entscheidungsfindung in unserem Land. 

MITTELSTANDS- UND  
WIRTSCHAFTSVEREINIGUNG               
DER CDU BADEN-WÜRTTEMBERG

EIGENVERANTWORTUNG DYNAMIK IDEENREICHTUM SELBSTÄNDIGKEIT PLANEN 

MARKTWIRTSCHAFT FREIHEIT WOHLSTAND UNTERNEHMEN RISIKO WERTE EIGENTUM 

INDIVIDUALITÄT MITMACHEN KREATIVITÄT FÜHREN CHARAKTER EINSATZ RÜCKGRAT 

LEIDENSCHAFT LEISTUNG BILDUNG HANDELN FÖRDERN LOYALITÄT FORDERN ANSPRÜCHE 

GENERATIONEN FAMILIE CHANCE PERSÖNLICHKEIT MITREDEN ZIELE VORSTELLUNGSKRAFT 

UMSETZUNG MITTELSTAND WIRTSCHAFT ERSCHAFFEN ÜBERZEUGEN EHRLICHKEIT MITNEHMEN 

VORAUSGEHEN VORAUSDENKEN IDENTIFIZIEREN VERBUNDENHEIT     

Die Mittelstands- und Wirtschaftsver-

einigung (MIT) ist der wirtschaftspoliti-

sche Flügel der CDU Baden-Württem-

berg und vertritt schwerpunktmäßig 

die Interessen des Mittelstandes. Als 

organisatorischer Zusammenschluss 

von wirtschaftspolitisch interessierten 

Personen, insbesondere von Unter-

nehmern, Handwerkern, Gewerbetrei-

benden, Landwirten, Angehörigen der 

freien Berufe, leitenden Angestellten 

sowie von verantwortlich Tätigen in 

Wirtschaft und Verwaltung vertreten 

wir mit unseren über 3.200 Mitglie-

dern alleine in Baden-Württemberg, 

die Interessen eines breiten Spektrums 

der in Baden-Württemberg ansässigen 

mittelständischen und meist familien-

geführten Unternehmen. 

Neben der Unterstützung unserer ehren-

amtlich tätigen Kreis-, Bezirks- und 

Landesvorstände, sowie den umfang-

reichen Serviceleistungen für unsere 

Mitglieder bietet die Arbeit in unserer 

Geschäftsstelle noch die besondere 

Herausforderung, dass wir in vollkom-

mener Eigenregie in Form des WIRT-

SCHAFTSforums ein Magazin für un-

sere Mitglieder und die Entscheider in 

unserem Land herausgeben.

Als Verstärkung für unsere Geschäftsstelle suchen wir eine/n 

Office Manager/in
halbtags – Stuttgart/Kornwestheim
mit einer Affinität für politische Arbeit und die Mitarbeit und Unterstützung der  
dazugehörigen Gremien.

Ihr Aufgabengebiet würde folgende Bereiche umfassen:

•	 Redaktionsarbeit für unser Mitgliedermagazin WIRTSCHAFTSforum

•	 Anzeigen- und Autorenmanagement

•	 Anzeigenakquise

•	 Mitgliederbetreuung und -verwaltung

•	 Eigenständiges Erledigen von Korrespondenz

•	 Mitarbeit in der Organisation von Mitgliederversammlungen und Veranstaltungen

•	 Allgemeine Sekretariats- und Büroarbeiten

Arbeiten Sie ganz oben mit und tragen Sie direkt dazu bei, dass die Arbeit der MIT Baden-Württem-

berg erfolgreich Einfluss nimmt auf die politische Entscheidungsfindung in unserem Land.
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ASBEST  
Sanierung vom Experten 

mit 45Jahren 
Erfahrung 

DACH 

Flachdach Neubau / Sanierung 
Trapezblech Dach / Fassade 

In jeder Größenordnung 

Telefon 
07144 / 8349-0 

Grün muss RAL 6018 / HKS 65 N entsprechen 
Rot = Leuchtendes / Kräftiges Rot 

KHS Bedachungen GmbH
71563 Affalterbach  

www.khs-affalterbach.de 

Mit                   - Druckern 
von                           sehen
Ihre Umsatzkurven noch
                        viel besser aus!

DATALINK EDV SERVICE GmbH
71229 Leonberg • Hertichstraße 34
Tel. 07152/97916-0 • Fax 07152/97916-7
www.datalink.de • info@datalink.de

• Herstellerunab-
hängiges Systemhaus 

• Auf Ihre Erfordernisse 
abgestimmte Lösungen 
• Drucker, Multifunktions-

geräte, Security Print, 
MPS, MDS, Dokumenten-
Management und -

Archivierung.

Infohotline: 0 70 52 / 97 91 6-0

Marktplatz

Albrecht Druck, www.albrechtdruck.de

Artur Uhl Kies- und Schotterwerk GmbH & Co. KG

Ätztechnik Herz GmbH & Co. KG,  

www.aetztechnik-herz.de

AUDAX-Keck GmbH, www.audax.de

AWI Automaten-Wirtschaftsverbände-Info GmbH,  

www.awi-info.de

Bareis Managementsysteme , www.bareis-ms.de

Brüggemann Chemical, www.brueggemann.com

Datalink EDV Service GmbH, www.datalink.de

Dold Holzwerke GmbH, www.dold-holzwerke.com

Eugen Wied Industriebedarf

FRANK plastic AG, www.frankplastic.de

Franz X. Ritter - Rechtsanwalt & Mediator,  

www.franz-ritter.de

Fritz Wahr Energie GmH & Co.KG, www..wahr-mtb.de

Fritz Weinmann Aach, www.weinmann-aach.de

Gehr GmbH, www.gehr.de

Getränke Kelemidis GmbH, www.kelemidis.de

Glass AG, www.glass.ag

GMT Gummi-Metall-Technik gmbH, www.gmt-gmbh.de

Gottlieb Nestle GmbH, www.g-nestle.de

Grünemay & Abt KG , www.gruenemay-abt.de

Hellmer&Triantafyllou Computer-Systeme GmbH,  

www.htcomp.de

Holz-Brüner GmbH, www.holz-bruener.de

Hotel Stadt Freiburg GmbH , www.hotel-stadt-freiburg.de

Kammerer Gewindetechnik GmbH,  

www.kammerer-gewinde.com

Kero GmbH & Co. KG, www.kero-bau.de

KHS-Bedachungen GmbH, www.khs-affalterbach.de

Küffner Gastromie Betriebe, info@kueffner-hof.de

Kunststoff Christel GmbH Co. KG,  

www.kunststoff-christel.de

Leuze & Co. Kunststoffbeschichtungen GmbH & Co. KG, 

www.leuze-co.de

Lothar Bix GmbH, www.bix-lackierungen.de

MEVA Schalungs-Systeme GmbH,  

www.meva-international.com

Peter Ibbeken + Roman Tamilla, 

PIT Production in Time Zerspantechnik u. Handels 

GmbH, www.productionsintime.com

Reissner Supply Logistic, www.reissner-adds.de

Robert Kreidenweiß Mech. Bearbeitung,  

www.kreidenweiss.de

Schwepa Schwarzwälder Edelputzwerk GmbH,  

www.schwepa.com

Semmler GmbH TachoControl, www.tachocontrol.de

Sixt GmbH, www.sixt-gmbh.de

Stefan Hertweck GmbH & Co. KG,  

www.hertweck-praezisionswerkzeuge.de/

Strasser GmbH, www.strasser-cnc-drehteile.de

system elektrotechnik Gotthold Keller GmbH,  

www.system-elektrotechnik.de

Uhl Kies- und Baustoffgesellschaft mbH, 

Inserentenverzeichnis
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Titel RubrikAus den Kreisen & Bezirken

MIT Esslingen

Marcus Müller neuer 
Kreisvorsitzender

Der neue Kreisvorstand der MIT Esslingen

P.I.T. PRÄZISION IM TAUSENDSTEL.

P.I.T. Drei Buchstaben, denen sich Jürgen Himmelsbach und 

Oswald Flaig seit 1990 verpflichtet fühlen. In voller Länge heißt 

das: Production In Time, Zerspantechnik und Handels GmbH. 

Aber wer sagt das schon, seit die drei Buchstaben P.I.T. zum 

Synonym für leidenschaftliche Präzision, Kreativität und 

unbedingten Expansionswillen geworden sind.

Production in Time . Zerspantechnik und Handels GmbH . Dr.Konstantin-Hank-Str. 16 

78713 Schramberg-Sulgen . Telefon 07422 23614 . info@productionintime.com

Marcus Müller aus Esslingen wurde mit überwältigender Mehr-
heit zum neuen Kreisvorsitzenden der MIT Esslingen gewählt 
und als seine Stellvertreter Franz Pfeffer, Erika Schlauch und 
Frank Schreiter. Müller tritt die Nachfolge von Ulrich Bauer an, 
der 15 Jahre lang die Geschicke der MIT erfolgreich geführt hat-
te. Einer der großen Verdienste von Bauer ist, dass er die Mit-
gliederzahl trotz widriger Umstände immer weiter ausbauen 
konnte und die MIT Esslingen als die Stimme des Mittelstands 
im Kreis Esslingen immer laut ist. Für diese erfolgreiche Arbeit 
wurde Ulrich Bauer zum Ehrenkreisvorsitzenden ernannt. 

Den Vorstand komplettieren Walter Wittmann als Schatz-
meister, Holger Kappel als Pressesprecher, Ursula Scherer als 
Schriftführerin. Rosemarie Allgaier, Anette Beck, Dr. Hartmut 
Benckert, Manfred Nagel, Adelheid Reichart, Renate Schindler, 
Prof. Erich Sigel, Joachim Thomas sind die gewählten Beisitzer.

Verlässliche Vertretung für den Mittelstand
„Gerade in Zeiten, in denen es chic ist, den Porsche in der Gara-
ge zu haben und Grün zu wählen, ist es umso wichtiger, dass der 
Mittelstand eine verlässliche Vertretung hat und schon heute die 
Weichen stellt für Zeiten, in denen sich die Mitmenschen den Lu-
xus nicht mehr leisten zu können, Grün zu wählen“ so der neue 
Kreisvorsitzende Marcus Müller. Die MIT wird auch weiterhin eine 
streitbare politische Größe bleiben und da, wo es notwendig ist, 
den Finger in die Wunde legen“ kündigt Müller kämpferisch an.

Im Rahmen des Kreismittelstandtags erhielten die Ehrenna-
del in Bronze für 10 Jahre Mitgliedschaft Susanne Nonnenma-
cher, Christoph Traub, Siegried Russ, Wolfgang Fink, Klaus Kas-

ler, Klaus Tucher, Andreas Weber und Prof. Hartmut Benckert. 
Für 20 Jahre Mitgliedschaft wurde die Ehrennadel in Silber an 
Ursula Scherer, Ulrich Bauer und Walter Wittmann überreicht.

Am Abend gab es nicht nur Neuwahlen, sondern auch die po-
litische Aussprache, der sich Michael Hennrich MdB aus dem 
Wahlkreis Nürtingen stellte. Es wurden in einer harten, aber fai-
ren Diskussion die aktuellen Themen und der Zustand unserer 
Mutterpartei sehr kontrovers diskutiert.

Holger Kappel, holger.kappel@mit-esslingen.de, www.mit-esslingen.de ■

Zertifizierter Betrieb für ökologisch erzeugte Lebensmittel
in Ludwigsburg, Leonberg, Sindelfingen und Umgebung

www.troelsch.de

in großer Auswahl
         aus frisch geschrotetem Korn

Bio-Leinbrot, Frischkorn, Hausvollkorn,  
Sonnenblumen, Kornduft, Emmer, Friesen, Dinkelfladen

MIT Konstanz 

Tischmesse in Stockach 
zur Mitgliederwerbung

Schluss mit Papierchaos!
Wir digitalisieren Ihre Unterlagen.

www.scanzentrale.de

•	alle	Formate	bis	100cm	Breite
•	Scans	in	Farbe	&	S/W	inkl.	Optimierung
•	Restaurierung	bei	Bedarf	
•	Indizierung	der	Daten	gemäß	Anforderung

www.strasser-cnc-drehteile.de

Strasser GmbH
Benzstrasse 4/1, 72649 Wolfschlugen

Telefon 0 70 22 - 58 01 
E-Mail mail@strasser-cnc-drehteile.de

Schwarzwälder Edelputzwerk GmbH

Telefon	 +49	72	23	/	98	36-0
Fax	 +49	72	23	/	98	36-90
E-Mail	 info@schwepa.com

Industriestraße	10
77833	Ottersweier

www.schwepa.com
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Auflage: 6.500 Exemplare für Mitglieder 
und Interessenten

20.06. – 
 22.06.2017 

Automotive Testing 
Expo Europe

ICS Stuttgart,  
Messepiazza 1,70629 Stuttgart

Internationale Fachmesse für Test-, 
Prüf- und Entwicklungsverfahren in der 
Automobilindustrie

20.06.2017 - 
22.06.2017

Engine Expo ICS Stuttgart, Messepiazza 1, 70629 Stutt-
gart

Internationale Fachmesse für Motoren-
konstruktion, -technik und -komponenten, 
Prüfverfahren und Entwicklung

20.06.2017 - 
22.06.2017

CEB - CLEAN ENERGY 
BUILDING 2017

Messe Karlsruhe, Messeallee 1, 76287 
Rheinstetten

Energie-Effizienz-Messe

28.06.2017 - 
29.06.2017

interCOGEN 2017 Messe Karlsruhe, Messeallee 1, 76287 
Rheinstetten

Messe und Konferenz für Kraft-Wär-
me-Kälte-Kopplung

01.07.2017 - 
02.07.2017

jobmesse stuttgart Carl Benz Arena, 
Mercedesstraße 73, 70372 Stuttgart

Messe für Beruf, Ausbildung Trainee und 
Praktika

Messetermine für MITler

Termine der MIT

MIT Bezirk Nordwürttemberg  
Podiumsdiskussion zum Thema
„Nahverkehrskonzept mittelständischer 
Busunternehmer
im Ostalbkreis – wie entwickelt sich der 
Personennahverkehr
in der Zukunft?

Dienstag, 19.06.2017, 19. Uhr
Diskussionsteilnehmer: Dr. Stefan 
Scheffold MdB, Nicole Razavi MdL,
Dipl. Ing Ulrich Rau, Frank Schuster
Ort: Kultur- und Sporthalle Jägerfeld
Erlenstr. 13, 73577 Ruppertshofen
Anmeldung bitte per E-Mail an:  
td-56@web.de

MIT Ortenau und CDU Offenburg

„Kulturkampf‘ in Europa –  
offene Gesellschaft ade?“

Montag, 17.07.2017, 19.30 Uhr
Gastredner: Friedrich Merz
Ort: Salmen-Saal, Lange Straße,  
Offenburg
Weitere Informationen auch unter
www.facebook.com/CDUOffenburg 
oder www. CDU-Offenburg.de

Hier geht es zur  

www.mit-bw.de

Gottlieb NESTLE GmbH 

Freudenstädter Str. 37-43 
72280 Dornstetten 

Wir bilden aus!

Informationen unter:
www.g-nest le .de
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Spielteilnahme erst ab 18 Jahren. Übermäßiges Spielen ist keine Lösung bei persönlichen Problemen. Beratung / Info-Tel.: 01801 372700 
(3,9 Cent pro Minute aus dem deutschen Festnetz, höchstens 42 Cent pro Minute aus deutschen Mobilfunknetzen).

Legale Spielhal len 

halten sich an die Regeln .

Wir fairspielen

Die Deutsche Automatenwirtschaft ist sich ihrer Verantwortung für Spieler und 
Gesellschaft bewusst, darum halten wir uns an strenge Grundsätze, wie:

1. Legal nicht egal: In legalen Spielhallen gelten strenge Regeln zum Schutz der Spieler.

2. Nur ab 18: In legalen Spielhallen dürfen nur Erwachsene spielen.

3. Kein Bier hier: In legalen Spielhallen ist Alkohol verboten.

4.  Brief und Siegel: Unsere Spielhallen werden regelmäßig vom TÜV Rheinland 
und InterCert Saar geprüft.

Weitere Informationen zum verantwortlichen Automatenspiel auf automatenwirtschaft.de
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